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A. Zielsetzung 

Die im Jahr 1938 erlassene Arbeitszeitordnung, die noch aus 
dem Jahr 1891 stammenden Vorschriften über das Verbot der 
Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen und die ebenfalls im 
Jahr 1938 erlassenen Vorschriften über den besonderen Frau-
enarbeitsschutz sind überholungsbedürftig. Sie und weitere in 
mehreren Gesetzen und Verordnungen verstreuten Vorschrif-
ten zur Arbeitszeit, zur Sonntagsarbeit und zum Frauenar-
beitsschutz sollen in einem Gesetz zusammengefaßt und für 
alle Arbeitnehmer, ausgerichtet am Gesundheitsschutz, den 
heutigen veränderten Verhältnissen angepaßt werden. 

B. Lösung 

Der öffentlich-rechtliche Arbeitszeitschutz wird auf alle Ar-
beitnehmer ausgedehnt. Ihre Gesundheit wird durch Begren-
zung der höchstzulässigen täglichen Arbeitszeit, durch Fest-
setzung von Mindestruhepausen während der Arbeit und von 
Mindestruhezeiten zwischen Beendigung und Wiederauf-
nahme der Arbeit sowie durch eine grundsätzliche Arbeits-
ruhe an Sonn- und Feiertagen geschützt. Im Interesse eines 
praxisnahen, sachgerechten und effektiven Arbeitszeitschut-
zes werden den Tarifvertragsparteien und unter bestimmten 
Voraussetzungen auch den Betriebspartnern mehr Befugnisse 
und mehr Verantwortung als bisher übertragen. 

Die Vorschriften über die Arbeitsruhe an Sonn- und Feierta-
gen werden der seit 1891 erfolgten technischen Entwicklung 
angepaßt und dem verfassungsrechtlichen Gebot der Arbeits-
ruhe an Sonn- und Feiertagen entsprechend auf alle Arbeit-
nehmer ausgedehnt. 

Der Frauenarbeitsschutz wird dem Grundsatz der Gleichbe

-

handlung von Frauen und Männern gemäß neu geregelt. Er 
wird aufrechterhalten, soweit er zur Abwehr geschlechtsspezi- 
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fischer Gefährdungen der Arbeitnehmerinnen und möglicher 
Schädigungen des werdenden Lebens erforderlich ist. Damit 
wird zugleich der Richtlinie des Rates der Europäischen Ge-
meinschaften vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
Rechnung getragen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung 
des Gesetzes mit zusätzlichen Kosten nicht belastet. Der Ge-
setzentwurf wirkt sich auf Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, nicht nennens-
wert aus. Zwar kann der Entwurf in wenigen Fällen (Sonn-
tagsarbeit) geringe zusätzliche Kosten für die Wirtschaft oder 
die Verwaltung mit sich bringen, dem stehen jedoch Kosten-
entlastungen z. B. durch Erhöhung der betrieblichen Flexibili-
tät gegenüber. Im einzelnen lassen sich die Auswirkungen 
nicht quantifizieren. 
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Bundesrepublik Deutschland 	 Bonn, den 9. Januar 1985 
der Bundeskanzler 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. Ich 
bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 541. Sitzung am 5. Oktober 1984 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus der Anla-
ge 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Werktägliche Arbeitszeit und 
arbeitsfreie Zeiten 

§1 
Arbeitszeit 

Die werktägliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer 
darf 8 Stunden nicht überschreiten; sie kann bis zu 
10 Stunden verlängert werden, wenn innerhalb von 
3 Kalendermonaten oder innerhalb von 12 Wochen 
im Durchschnitt 8 Stunden . werktäglich, bei Vor- 
und Abschlußarbeiten 9 Stunden werktäglich nicht 
überschritten werden. 

§2 

Ruhepausen 

Die Arbeit ist durch Ruhepausen von minde-
stens 

1. 20 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als 
41 /2 bis zu 6 Stunden, 

2. 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als 
6 bis zu 9 Stunden, 

3. 45 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als 
9 Stunden zu unterbrechen. 

Als Ruhepause gilt nur eine Arbeitsunterbrechung 
von mindestens 15 Minuten. 

§3 

Ruhezeit 

Arbeitnehmer müssen nach Beendigung der täg-
lichen Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens 11 Stunden haben. 

§4 

Abweichende Regelungen 

(1) In einem Tarifvertrag oder in einer Betriebs-
vereinbarung, wenn ein Tarifvertrag dies zuläßt 
oder Arbeitszeitfragen im Tarifvertrag nicht gere-
gelt werden, kann zugelassen werden, 

1. abweichend von § 1 

a) die Arbeitszeit über 10 Stunden werktäglich 
zu verlängern, wenn in die Arbeitszeit regel-
mäßig und in erheblichem Umfang Arbeits-
bereitschaft fällt, 

b) einen anderen Ausgleichszeitraum festzule-
gen, 

c) auch unabhängig von der Festlegung eines 
Ausgleichszeitraums die Arbeitszeit bis zu 
10 Stunden werktäglich an höchstens 60 Ta-
gen im Jahr zu verlängern, 

2. abweichend von § 2 Satz 2 die Gesamtdauer der 
Ruhepausen in Schichtbetrieben und im Perso-
nennahverkehr auf Kurzpausen von angemesse-
ner Dauer aufzuteilen, 

3. abweichend von § 3 die Mindestdauer der Ruhe-
zeit um bis zu eine Stunde, im Personennahver-
kehr sowie in Theaterbetrieben und Orchestern 
um bis zu 2 Stunden zu kürzen, wenn die Art der 
Arbeit dies erfordert und die Kürzung der Ruhe-
zeit innerhalb eines im Tarifvertrag festzulegen-
den Ausgleichszeitraums ausgeglichen wird, 

4. abweichend von § 3 Dauer und Lage der Ruhe-
zeiten bei Arbeitsbereitschaft, Bereitschafts-
dienst und Rufbereitschaft den Besonderheiten 
dieser Inanspruchnahmen anzupassen, 

5. die Regelungen der §§ 1 und 3 in der Landwirt-
schaft der Bestellungs- und Erntezeit sowie den 
Witterungseinflüssen anzupassen, 

6. die Regelungen der §§ 1 bis 3 in Krankenhäu-
sern und anderen Einrichtungen zur Behand-
lung, Pflege und Betreuung von Personen der 
Eigenart dieser Tätigkeit und dem Wohl dieser 
Personen entsprechend anzupassen, 

7. die Regelungen der §§ 1 bis 3 bei Verwaltungen 
und Betrieben des Bundes, der Länder, der Ge-
meinden und sonstigen Körperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts so-
wie bei anderen Arbeitgebern, die die für den 
öffentlichen Dienst geltenden Tarifverträge an-
wenden, der Eigenart der Tätigkeit bei diesen 
Stellen anzupassen. 

(2) Im Geltungsbereich eines Tarifvertrags nach 
Absatz 1 kann die abweichende tarifvertragliche 
Regelung im Betrieb eines nicht . tarifgebundenen 
Arbeitgebers durch Betriebsvereinbarung oder, 
wenn ein Betriebsrat nicht besteht, durch schriftli-
che Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber und 
dem Arbeitnehmer übernommen werden. Eine nach 
Absatz 1 getroffene abweichende tarifvertragliche 
Regelung hat zwischen nicht tarifgebundenen Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern Geltung, wenn zwi-
schen ihnen die Anwendung der für den öffentli-
chen Dienst geltenden tarifvertraglichen Bestim-
mungen vereinbart ist und die Arbeitgeber über-
wiegend öffentliche Mittel erhalten. 

(3) Die Kirchen und die öffentlich-rechtlichen Re-
ligionsgesellschaften können die in Absatz 1 ge-
nannten Abweichungen in ihren Regelungen vorse-
hen. 

(4) In einem Bereich, in dem Regelungen durch 
Tarifvertrag üblicherweise nicht getroffen werden, 
können Ausnahmen im Rahmen des Absatzes 1 wi-
derruflich durch die Aufsichtsbehörde bewilligt 
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werden, wenn dies aus betrieblichen Gründen erfor-
derlich ist und die Gesundheit der Arbeitnehmer 
nicht gefährdet wird. 

(5) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates Ausnah-
men im Rahmen des Absatzes 1 zulassen, sofern 
dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist und 
die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht gefährdet 
wird. 

§5 

Gefährliche Arbeiten 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates für einzelne 
Beschäftigungsbereiche oder für bestimmte Arbei-
ten, die mit besonderen Gefahren für die Gesund-
heit der Arbeitnehmer verbunden sind, die Arbeits-
zeit über § 1 hinaus beschränken, die Ruhepausen 
und Ruhezeiten über §§ 2 und 3 hinaus ausdehnen 
und die Abweichungsmöglichkeiten nach § 4 be-
schränken, soweit dies zum Schutz der Gesundheit 
der Arbeitnehmer erforderlich ist. Satz 1 gilt nicht 
für Beschäftigungsbereiche und Arbeiten in Betrie-
ben, die der Bergaufsicht unterliegen. 

§6 

Arbeitnehmer, Arbeitszeit, Vor- und 
Abschlußarbeiten 

(1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind 
Arbeiter und Angestellte einschließlich der zu ihrer 
Berufsausbildung Beschäftigten. 

(2) Arbeitszeit ist die Zeit vom Beginn bis zum 
Ende der Arbeit ohne die Ruhepausen; Arbeitszei-
ten bei mehreren Arbeitgebern sind zusammenzu-
rechnen. Im Bergbau unter Tage gehören die Ruhe-
pausen zur Arbeitszeit. 

(3) Vor- und Abschlußarbeiten sind Arbeiten zur 
Reinigung und Instandhaltung, soweit sich diese 
Arbeiten während des regelmäßigen Betriebs nicht 
ohne Unterbrechung oder erhebliche Störung aus-
führen lassen, sowie Arbeiten, von denen die Wie-
deraufnahme oder Aufrechterhaltung des vollen 
Betriebs arbeitstechnisch abhängt; das Zuendebe-
dienen der Kundschaft gilt bis zu einer halben 
Stunde je Tag als Abschlußarbeit. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Sonn- und Feiertagsruhe 

§ 7 

Sonn- und Feiertagsruhe 

(1) Arbeitnehmer dürfen an Sonn- und gesetzli-
chen Feiertagen von 0 bis 24 Uhr nicht beschäftigt 
werden. In mehrschichtigen Betrieben mit regelmä-
ßiger Tag- und Nachtschicht kann Beginn oder 
Ende der Sonn- und Feiertagsruhe um bis zu 
6 Stunden vor- oder zurückverlegt werden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen Arbeitneh-
mer an Sonn- und Feiertagen, sofern dies erforder-
lich ist, beschäftigt werden 

1. in Not- und Rettungsdiensten, 

2. zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung sowie der Funktionsfähigkeit 
von Gerichten und Behörden und für Zwecke 
der Verteidigung, 

3. in Krankenhäusern und anderen Einrichtun-
gen zur Behandlung, Pflege und Betreuung von 
Personen, 

4. in Gaststätten und anderen Einrichtungen zur 
Bewirtung und Beherbergung, 

5. bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen, 
Filmvorführungen, Schaustellungen, Darbie-
tungen und anderen ähnlichen Veranstaltun-
gen, 

6. bei nichtgewerblichen Aktionen und Veranstal-
tungen der Kirchen, Religionsgesellschaften, 
Verbände, Vereine, Parteien und anderer ähnli-
cher Vereinigungen, 

7. in Museen, 

8. beim Sport sowie in Freizeit-, Erholungs- und 
Vergnügungseinrichtungen, 

9. beim Rundfunk, bei der Tagespresse, bei Sport-
zeitungen, bei der Herstellung von Klischees 
und Matern, bei Aufnahmen auf Ton- und Bild-
träger sowie bei Film- und Fotoaufnahmen, 

10. bei Messen, Ausstellungen und Märkten im 
Sinne des Titels IV der Gewerbeordnung sowie 
bei Volksfesten, 

11. im Verkehrswesen, 

12. in den Energie- und Wasserversorgungsbetrie-
ben  sowie in Abfall- und Wasserentsorgungs-
betrieben, 

13. in Einrichtungen zur Behandlung und Pflege 
von Tieren, 

14. in der Landwirtschaft und in der Tierhaltung, 

15. im Bewachungsgewerbe, bei der Bewachung 
von Betriebsanlagen und bei der Feuerwehr, 

16. an einem Sonntag im Jahr zur Durchführung 
einer gesetzlich vorgeschriebenen Inventur, 

17. bei der Kontrolle, Reinigung und Instandhal-
tung von Betriebseinrichtungen, soweit hier-
durch der regelmäßige Fortgang des eigenen 
oder eines fremden Betriebs bedingt ist, sowie 
bei der Vorbereitung der Wiederaufnahme des 
vollen werktäglichen Betriebs, 

18. zur Verhütung des Verderbens von Naturer-
zeugnissen oder Rohstoffen oder des Mißlin-
gens von Arbeitsergebnissen, 

19. bei Arbeiten, die aus chemischen, biologischen, 
technischen oder physikalischen Gründen ei-
nen ununterbrochenen Fortgang auch an Sonn-
und Feiertagen erfordern. 
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(3) Zwei Sonntage im Monat sollen beschäfti-
gungsfrei bleiben; mindestens ein Sonntag im Mo-
nat muß beschäftigungsfrei bleiben. Für die Be-
schäftigung an Sonn- und Feiertagen gelten §§ 1 bis 
6 entsprechend, jedoch dürfen durch die Arbeitszeit 
an Sonn- und Feiertagen die in §§ 1 und 4 bestimm-
ten Höchstarbeitszeiten und Ausgleichszeiträume 
nicht überschritten werden. 

(4) Werden Arbeitnehmer an einem Sonntag oder 
an einem auf einen Werktag fallenden Feiertag be-
schäftigt, müssen sie an mindestens einem Werktag 
innerhalb des den Beschäftigungstag einschließen-
den Kalendermonats oder innerhalb der diesen Tag 
einschließenden 4 Wochen beschäftigungsfrei blei-
ben. Für eine Beschäftigung an einem Sonn- oder 
Feiertag von mehr als 2 und bis zu 5 Stunden muß 
die beschäftigungsfreie Zeit mindestens einen hal-
ben Werktag umfassen. Für eine Beschäftigung an 
einem Sonn- oder Feiertag von 2 oder weniger als 2 
Stunden muß die beschäftigungsfreie Zeit minde-
stens 2 Stunden betragen. 

§8 

Abweichende Regelungen 

In einem Tarifvertrag oder in einer Betriebsver-
einbarung, wenn ein Tarifvertrag dies zuläßt oder 
Arbeitszeitfragen im Tarifvertrag nicht geregelt 
werden, kann zugelassen werden, 

1. abweichend von § 7 Abs. 3 Satz 1 Arbeitnehmer 
an mehreren Sonn- und Feiertagen hintereinan-
der zu beschäftigen, jedoch müssen mindestens 
13 Sonntage, in den Einrichtungen des § 7 Abs. 2 
Nr. 2 und im Personennahverkehr mindestens 
10 Sonntage, in Theaterbetrieben und Orche-
stern mindestens 8 Sonntage, in Filmtheatern 
mindstens 6 Sonntage im Jahr beschäftigungs-
frei bleiben, 

2. abweichend von § 7 Abs. 4 Arbeitnehmer inner-
halb eines im Tarifvertrag festzulegenden Aus-
gleichszeitraums beschäftigungsfrei zu stellen, 

3. abweichend von § 7 Abs. 3 und 4 in der Seeschif-
fahrt die den Arbeitnehmern nach diesen Vor-
schriften zustehenden freien Tage zusammen-
hängend zu geben. 

§ 4 Abs. 2 bis 5 findet Anwendung. 

§9 

Ermächtigung, Anordnung, Bewi lligung 

(1) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur Ver-
meidung erheblicher Schäden unter Berücksichti-
gung des Schutzes der Arbeitnehmer und der Sonn- 
und Feiertagsruhe 

1. die Bereiche mit Sonn- und Feiertagsbeschäfti-
gung nach § 7 Abs. 2 und die dort zugelassenen 
Arbeiten näher bestimmen, 

2. über die Ausnahmen nach § 7 Abs. 2 hinaus wei-
tere Ausnahmen abweichend von § 7 Abs. 1 

a) für Betriebe, in denen die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen zur 
Befriedigung täglicher oder an diesen Tagen 
besonders hervortretender Bedürfnisse der 
Bevölkerung erforderlich ist, 

b) für Betriebe, in denen Arbeiten vorkommen, 
deren Unterbrechung oder Aufschub 
aa) ihrer Art nach nicht oder nur mit erheb

-

lichen Schwierigkeiten möglich ist, 
bb) besondere Gefahren für Leben oder Ge-

sundheit der Arbeitnehmer zur Folge 
hätte oder die Zahl der an Sonn- und 
Feiertagen beschäftigten Arbeitnehmer 
nicht oder nur unerheblich mindern 
würde, 

cc) zu erheblichen Belastungen der Umwelt 
oder der Energie- oder Wasserversor-
gung führen würde, 

c) aus Gründen des Gemeinwohls 

zulassen und die zum Schutz der Arbeitnehmer 
und der Sonn- und Feiertagsruhe notwendigen 
Bedingungen bestimmen. 

(2) Soweit die Bundesregierung von der Ermäch-
tigung des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe a keinen Ge-
brauch gemacht hat, können die Landesregierun-
gen durch Rechtsverordnung entsprechende Be-
stimmungen erlassen. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall 

1. feststellen, ob eine Beschäftigung nach § 7 Abs. 2 
zulässig ist, 

2. abweichend von § 7 Abs. 1 bewilligen, Arbeitneh-
mer zu beschäftigen 
a) im Handelsgewerbe an bis zu 10 Sonn- und 

Feiertagen im Jahr, an denen besondere Ver-
hältnisse einen erweiterten Geschäftsver-
kehr erforderlich machen, 

b) an einzelnen Sonn- und Feiertagen im Jahr 
bei einem nicht vorhersehbaren Bedürfnis 
zur Verhütung eines unverhältnismäßigen 
Schadens, 

und die Beschäftigungszeit unter Berücksichtigung 
der für den öffentlichen Gottesdienst bestimmten 
Zeit festsetzen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Frauenarbeitsschutz 

§10 
Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen 

(1) Arbeiterinnen dürfen in der Nachtzeit von 22 
bis 6 Uhr für einen zusammenhängenden Zeitraum 
von 7 aufeinanderfolgenden Stunden nicht beschäf-
tigt werden. § 3 bleibt unberührt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 dürfen Arbei-
terinnen in der Nachtzeit von 22 bis 6 Uhr in den 
Fällen des § 7 Abs. 2 Nr. 1 bis 14 beschäftigt werden. 
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Ferner dürfen Arbeiterinnen abweichend von Ab-
satz 1 Satz 1 in Bäckereien und Konditoreien im 
Rahmen des § 5 und der §§ 8 bis 10 des Gesetzes 
über die Arbeitszeit in Bäckereien und Kondito-
reien beschäftigt werden. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall ab-
weichend von Absatz 1 die Beschäftigung von Ar-
beiterinnen während der Nachtzeit auch in anderen 
als den in Absatz 2 genannten Bereichen zulassen, 
wenn dies aus betriebstechnischen Gründen oder 
beim Nachweis eines anderen wichtigen Grundes 
erforderlich ist. Sie kann ferner in mehrschichtigen 
Betrieben zulassen, daß die Spätschicht regelmäßig 
um 24 Uhr endet, wenn die Frühschicht entspre-
chend später beginnt. 

§11 

Beschäftigungsverbote und -beschränkungen 

(1) Arbeitnehmerinnen dürfen nicht beschäftigt 
werden 

1. im Bergbau unter Tage, 

2. in Kokereien mit Arbeiten im Ofenbereich, 

3. in Hochofen- und Stahlwerken sowie in Metall-
hütten mit Schmelzen, Gießen und anderen kör-
perlich ähnlich belastenden Arbeiten. 

(2) Im Bauhauptgewerbe dürfen Arbeitnehmerin-
nen nur beschäftigt werden, wenn sie innerhalb der 
letzten 6 Monate vor Beginn der ersten Beschäfti-
gung von einem Arzt arbeitsmedizinisch untersucht 
worden sind und dem Arbeitgeber eine von diesem 
Arzt ausgestellte Bescheinigung vorlegen, nach der 
gesundheitliche Bedenken gegen die Beschäftigung 
nicht bestehen. Für eine Frau, bei der nach der 
arbeitsmedizinischen Untersuchung gegen eine Be-
schäftigung im Bauhauptgewerbe keine gesund-
heitlichen Bedenken bestehen, ist eine Beschäfti-
gung im Bauhauptgewerbe nur mit ihrer Zustim-
mung zumutbar (§ 103 Abs. 1 Nr. 2 Arbeitsförde-
rungsgesetz). 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn die 
Arbeitnehmerin 

1. im Gesundheitsdienst oder Wohlfahrtswesen tä-
tig ist, 

2. während ihrer Studien eine Zeit praktischer Be-
rufsausbildung durchführen will, 

3. gelegentlich in den in den Absätzen 1 und 2 ge-
nannten Bereichen in Ausübung eines anderen 
Berufes tätig ist, der keine schwere körperliche 
Arbeit erfordert. 

§ 12 

Ermächtigung, Bewilligung, Anordnung 

(1) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates zum 
Schutz von Leben und Gesundheit der Arbeitneh-
merinnen und des werdenden Lebens über die Be-

schäftigungsverbote und -beschränkungen in § 11 
hinaus die Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen 
in bestimmten Beschäftigungsbereichen oder mit 
bestimmten Arbeiten verbieten oder beschränken, 
wenn sie in diesen Beschäftigungsbereichen oder 
bei diesen Arbeiten in besonderem Maße Gefahren 
für ihre Gesundheit ausgesetzt sind oder eine Schä-
digung des werdenden Lebens zu befürchten ist. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall 

1. Ausnahmen von den Beschäftigungsverboten 
und -beschränkungen in § 11 oder in einer auf 
Grund des Absatzes 1 erlassenen Rechtsverord-
nung bewilligen, wenn eine Schädigung der Ge-
sundheit der Arbeitnehmerin oder des werden-
den Lebens durch die Arbeiten nicht zu befürch-
ten ist und die Arbeitnehmerin in den in § 11 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 sowie Abs. 2 genannten Berei-
chen nur für eine bestimmte Zeit vorübergehend 
tätig ist; 

2. die Beschäftigung einer Arbeitnehmerin mit be-
stimmten Arbeiten über die Beschäftigungsver-
bote und -beschränkungen in § 11 und in einer 
auf Grund des Absatzes 1 erlassenen Rechtsver-
ordnung nach Absatz 1 hinaus verbieten oder 
beschränken, wenn die Arbeitnehmerin bei die-
sen Arbeiten in besonderem Maße Gefahren für 
ihre Gesundheit ausgesetzt ist oder eine Schädi-
gung des werdenden Lebens zu befürchten ist. 

VIERTER ABSCHNITT 

Ausnahmen in besonderen Fällen 

§13 

Außergewöhnliche Fälle 

(1) Von den §§ 1 bis 3 und 7 darf abgewichen wer-
den bei vorübergehenden Arbeiten in Notfällen und 
in außergewöhnlichen Fällen, die unabhängig vom 
Willen der Betroffenen eintreten und deren Folgen 
nicht auf andere Weise zu beseitigen sind, beson-
ders wenn Rohstoffe oder Lebensmittel zu verder-
ben oder Arbeitsergebnisse zu mißlingen drohen. 

(2) Von den §§ 1 bis 3 und 7 Abs. 3 und 4 darf 
ferner abgewichen werden, 

1. wenn eine verhältnismäßig geringe Zahl von Ar-
beitnehmern an einzelnen Tagen mit Arbeiten 
beschäftigt wird, deren Nichterledigung das Er-
gebnis der Arbeit gefährden oder einen unver-
hältnismäßigen Schaden zur Folge haben 
würde, 

2. bei unaufschiebbaren Vor- und Abschlußarbei-
ten sowie bei unaufschiebbaren Arbeiten zur Be-
handlung, Pflege und Betreuung von Personen 
oder Tieren an einzelnen Tagen, wenn eine Ver-
tretung durch andere Arbeitnehmer nicht mög-
lich ist und 

wenn dem Arbeitgeber andere Vorkehrungen nicht 
zugemutet werden können. 
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§ 14 

Bewilligung, Ermächtigung . 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann 

1. eine von §§ 1 und 7 Abs. 3 Satz 2 abweichende 
längere tägliche Arbeitszeit bewilligen 

a) für kontinuierliche Schichtbetriebe zur Errei-
chung zusätzlicher Freischichten, 

b) für Montagestellen, 
2. eine von §§ 1 und 7 Abs. 1 und 3 Satz 2 abwei-

chende längere tägliche Arbeitszeit für Saison-
und Kampagnebetriebe für die Zeit der Saison 
oder Kampagne bewilligen, 

3. eine von §§ 1, 3 und 7 Abs. 1 und 3 Satz 2 abwei-
chende Dauer und Lage der Ruhezeit bei Ar-
beitsbereitschaft, Bereitschaftsdienst und Ruf-
bereitschaft den Besonderheiten dieser Inan-
spruchnahmen im öffentlichen Dienst entspre-
chend bewilligen, 

4. eine von §§ 3 und 7 Abs. 3 Satz 2 abweichende 
Ruhèzeit zur Herbeiführung eines regelmäßigen 
wöchentlichen Schichtwechsels innerhalb eines 
Zeitraums von drei Wochen bewilligen. 

(2) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann über die in diesem Gesetz vorgesehenen Aus-
nahmen hinaus widerruflich weitergehende Aus-
nahmen zulassen, soweit sie im öffentlichen Inter-
esse dringend nötig werden. Satz 1 findet keine An-
wendung auf das Verbot der Beschäftigung von Ar-
beitnehmerinnen im Bergbau unter Tage (§ 11 
Abs. 1 Nr. 1). 

(3) Der Bundesminister der Verteidigung kann in 
seinem Geschäftsbereich durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung aus zwingenden Gründen der 
Verteidigung Arbeitnehmer verpflichten, über die 
in diesem Gesetz und in den auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsverordnungen und Tarif-
verträgen festgelegten Arbeitszeitgrenzen und 
-beschränkungen hinaus Arbeit zu leisten. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Durchführung des Gesetzes 

§ 15 

Aushang 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Abdruck 
dieses Gesetzes und der für den Betrieb geltenden 
Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen im 
Sinne des ` § 4 Abs. 1 und 2 und § 8 an geeigneter 
Stelle im Betrieb zur Einsichtnahme auszulegen 
oder auszuhängen. 

§ 16 

Aufsichtsbehörde 

(1) Die Einhaltung dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord-

nungen wird von den nach Landesrecht zuständi-
gen Behörden (Aufsichtsbehörden) überwacht. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall die 
erforderlichen Maßnahmen anordnen, die der Ar-
beitgeber zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz 
und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen ergebenden Pflichten zu tref-
fen hat. 

(3) Für den öffentlichen Dienst des Bundes sowie 
für die bundesunmittelbaren Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts wer-
den die Aufgaben und Befugnisse der Aufsichts-
behörde vom zuständigen Bundesminister oder 
den von ihm bestimmten Stellen wahrgenommen; 
das gleiche gilt für die Befugnisse nach § 14 Abs. 1 
und 2. 

(4) Der Arbeitgeber hat der Aufsichtsbehörde auf 
Verlangen die für die Durchführung dieses Geset-
zes erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Er hat 
ferner der Aufsichtsbehörde auf Verlangen Arbeits-
zeitnachweise und Tarifverträge oder Betriebsver-
einbarungen im Sinne des § 4 Abs. 1 und 2 und § 8 
vorzulegen oder zur Einsicht einzusenden. 

(5) Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde sind 
berechtigt, die Arbeitsstätten während der üblichen 
Betriebs- und Arbeitszeit zu betreten und zu besich-
tigen; außerhalb dieser Zeit oder wenn sich die Ar-
beitsstätten in einer Wohnung befinden, dürfen sie 
nur zur Verhütung von dringenden Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung betreten 
und besichtigt werden. Der Arbeitgeber hat das Be-
treten und Besichtigen der Arbeitsstätten zu gestat-
ten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh-
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt. 

(6) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus-
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant-
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten An-
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord-
nungswidrigkeiten aussetzen würde. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§17 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 1 Arbeitnehmer über die Grenzen 
der werktäglichen Arbeitszeit hinaus beschäf-
tigt, 

2. entgegen § 2 keine Ruhepausen oder Ruhepau-
sen nicht mit der vorgeschriebenen Mindest-
dauer gewährt, 

3. entgegen § 3 die Mindestruhezeit nicht ge-
währt, 

 



Drucksache 10/2706 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

4. entgegen § 7 Abs. 1 oder Abs. 3 Satz 2 einen Ar-
beitnehmer an Sonn- oder Feiertagen beschäf-
tigt oder entgegen § 7 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 
oder Abs. 4 Satz 1 den Arbeitnehmer nicht frei-
stellt, 

5. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 1 eine Arbeiterin wäh-
rend der Nachtzeit beschäftigt, 

6. entgegen § 11 Abs. 1 eine Arbeitnehmerin be-
schäftigt, 

7. entgegen § 11 Abs. 2 Satz 1 eine Arbeitneh-
merin ohne ärztliche Bescheinigung über die 
arbeitsmedizinische Untersuchung beschäftigt, 

8. entgegen § 15 den vorgeschriebenen Aushang 
nicht auslegt oder aushängt, 

9. einer Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 5, § 9 
Abs. 1 oder 2, § 12 Abs. 1 oder § 14 Abs. 3 zuwi-
derhandelt, soweit sie für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist, 

10. entgegen § 16 Abs. 4 Satz 1 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig erteilt, ent-
gegen § 16 Abs. 4 Satz 2 Unterlagen nicht oder 
nicht vollständig vorlegt oder zur Einsicht ein-
sendet oder entgegen § 16 Abs. 5 Satz 2 eine 
Maßnahme nicht duldet oder 

11. einer Auflage oder vollziehbaren Anordnung 
der Aufsichtsbehörde nach § 4 Abs. 4, § 9 Abs. 3, 
§ 10 Abs. 3, § 12 Abs. 2 oder § 14 Abs. 1 oder 2 
Satz 1 zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes i Nr. 1 bis 7 sowie 9 und 11 mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark und 
in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 8 und 10 mit einer 
Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark geahn-
det werden. 

(3) Wer vorsätzlich eine der in Absatz 1 Nr. 1 bis 7, 
9 oder 11 bezeichneten Handlungen 

1. begeht und dadurch Gesundheit oder Arbeits-
kraft von Arbeitnehmern gefährdet oder 

2. beharrlich wiederholt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(4) Wer in den Fällen des Absatzes 3 Nr. 1 die 
Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 18 

Nichtanwendung des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf 

1. leitende Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 des 
Betriebsverfassungsgesetzes, 

2. Leiter von öffentlichen Dienststellen und deren 
Vertreter sowie Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst, die zu selbständigen Entscheidungen in 
Personalangelegenheiten befugt sind, 

3. Arbeitnehmer, die Dauer und Lage ihrer Ar-
beitszeit weitgehend selbst bestimmen können 
und deshalb keine Überstundenzuschläge erhal-
ten, 

4. Familienangehörige, 

5. den Familienhaushalt, 

6. den liturgischen Bereich der Kirchen und der 
Religionsgemeinschaften. 

(2) Für die Beschäftigung von Personen unter 18 
Jahren gilt mit Ausnahme der §§ 11 und 12 anstelle 
dieses Gesetzes das Jugendarbeitsschutzgesetz. 

(3) Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern auf 
Kauffahrteischiffen als Besatzungsmitglieder im 
Sinne des § 3 des Seemannsgesetzes gilt anstelle 
dieses Gesetzes das Seemannsgesetz. 

(4) Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern in 
Bäckereien und Konditoreien gilt mit Ausnahme 
der §§ 10 und 12 anstelle dieses Gesetzes das Gesetz 
über die Arbeitszeit in Bäckereien und Kondito-
reien. 

§ 19 

Beschäftigung im öffentlichen Dienst 

(1) Im öffentlichen Dienst können, soweit keine 
tarifvertragliche Regelung besteht, durch die zu-
ständige Dienstbehörde die für Beamte geltenden 
Bestimmungen über die Arbeitszeit auf die Arbeit-
nehmer übertragen werden; insoweit finden die §§ 1 
bis 10 keine Anwendung. 

(2) Für den öffentlichen Dienst kann die Auf-
sichtsbehörde bis zum Erlaß einer Rechtsverord-
nung nach § 4 Abs. 5 oder § 9 Abs. 1 oder 2 vorläufig 
Ausnahmen bis zur Dauer eines Jahres zulassen, 
wenn dies im Hinblick auf die Aufgaben des öffent-
lichen Dienstes zwingend erforderlich ist. 

§ 20 

Beschäftigung in der Luftfahrt 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für die 
Beschäftigung von Arbeitnehmern als Besatzungs-
mitglieder von Luftfahrzeugen, soweit die Vor-
schriften über Flug-, Flugdienst- und Ruhezeiten 
der Zweiten Durchführungsverordnung zur Be-
triebsordnung für Luftfahrtgerät in der jeweils gel-
tenden Fassung nicht entgegenstehen. Sie können 
durch Tarifvertrag der Eigenart der Luftfahrt ange-
paßt werden. 

§21 

Änderung von Gesetzen 

(1) Das Seemannsgesetz in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 9513-1, veröffent- 
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lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 1. März 1983 (BGBl. I S. 215), wird wie 
folgt geändert: 

1. Es wird folgender § 89 a eingefügt: 

„§ 89 a 
Abweichende Regelungen 

(1) In einem Tarifvertrag oder auf Grund ei-
nes Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Bord-
vereinbarung kann zugelassen werden, daß der 
Kapitän abweichend von § 89 Abs. 1 Satz 1 und 
2 auch in anderen Fällen eine Verlängerung 
der in den §§ 85 bis 87 bestimmten täglichen 
Arbeitszeit bis zu 2 Stunden anordnen und da-
bei von den Vorschriften der §§ 85 bis 87 über 
die Lage der Arbeitszeit und die Beschäfti-
gungsbeschränkungen abweichen darf. 

(2) Im Geltungsbereich eines Tarifvertrags 
nach Absatz 1 kann die abweichende tarifver-
tragliche Regelung im Betrieb eines nicht tarif-
gebundenen Reeders durch Betriebs- oder 
Bordvereinbarung oder, wenn eine Arbeitneh-
mervertretung nicht besteht, durch schriftliche 
Vereinbarung zwischen dem Reeder und dem 
Besatzungsmitglied übernommen werden."  

2. § 92 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 92 
Beschäftigung weiblicher 
Besatzungsmitglieder 

Die Arbeitsschutzbehörde kann in Einzelfäl-
len die Beschäftigung einer Frau auf einem be-
stimmten Schiff oder mit bestimmten Arbeiten 
über die Beschäftigungsverbote und -beschrän-
kungen in einer Rechtsverordnung nach § 143 
Abs. 1 Nr. 8 hinaus verbieten oder beschränken, 
wenn sie bei diesen Arbeiten in besonderem 
Maße Gefahren für ihre Gesundheit ausgesetzt 
ist oder eine Schädigung des werdenden Le-
bens zu befürchten ist."  

3. § 93 wird gestrichen. 

4. In § 101 Abs. 1 Nr. 1 wird der Klammerzusatz 
„(§§ 88 und 89)" durch den Klammerzusatz 
„(§§ 88, 89 und 89 a)" ersetzt. 

5. In § 103 werden die Worte „der Arbeitszeitord-
nung" durch die Worte „des Arbeitszeitgeset-
zes" ersetzt. 

6. § 104 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 104 
Sondervorschriften für Schiffsoffiziere 

und sonstige Angestellte 
(1) Auf Erste Offiziere des Decksdienstes und 

Erste Offiziere des Maschinendienstes finden 
die Vorschriften der §§ 85 bis 87, 89 bis 91 und 
101 Abs. 1 Nr. 1 keine Anwendung. 
(2) Für die übrigen Schiffsoffiziere (§ 4) und 

die sonstigen Angestellten (§ 5) können in ei-
nem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarif-
vertrags in einer Betriebs- oder Bordvereinba-
rung abweichende Regelungen von den Vor-
schriften der §§ 85 bis 87, 89 bis 91, 91 Abs. 2 und 
§ 101 Abs. 1 Nr. 1 vereinbart werden. § 89 a 
Abs. 2 findet Anwendung." 

7. § 121 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 2 wird die Verweisung „93," 
gestrichen, 

b) Absatz 2 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 
„3. der Vorschrift des § 94 Abs. 2 Satz 1 

über die Beschäftigung jugendlicher 
Besatzungsmitglieder,", 

c) in Absatz 2 Nr. 5 werden die Worte „des § 92 
Abs. 2 oder des § 94" durch die Worte „der 
§§ 92 oder 94" ersetzt. 

8. § 126 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird die Verweisung auf „93," 
gestrichen, 

b) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 
„3. der Vorschrift des § 94 Abs. 2 Satz 1 

über die Beschäftigung jugendlicher 
Besatzungsmitglieder,", 

c) Nummer 9 wird wie folgt gefaßt: 
„9. einer auf Grund der §§ 92 oder 94 Abs. 3 

Satz 2 ergangenen vollziehbaren Anord-
nung der Arbeitsschutzbehörde,". 

9. § 140 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 140 
Ausnahme für Fischereifahrzeuge 

Für die Besatzungsmitglieder der Fischerei-
fahrzeuge können in einem Tarifvertrag oder 
auf Grund eines Tarifvertrags in einer Be-
triebs- oder Bordvereinbarung abweichende 
Regelungen vereinbart werden 

1. von den Vorschriften des Dritten Ab-
schnitts, 

2. von den Vorschriften der §§ 85, 87, 90, 91 und 
96 bis 100 hinsichtlich der Arbeitszeit wäh-
rend des Fangs und seiner Verarbeitung an 
Bord sowie der Vergütung und des Aus-
gleichs für Sonntags-, Feiertags- und son-
stige Mehrarbeit sowie von der Vorschrift 
des § 86, soweit es sich nicht um Anlandun-
gen an Seefischmärkten handelt. 

§ 89 a Abs. 2 findet Anwendung." 

10. In § 141 werden in der Überschrift hinter dem 
Wort „für" das Wort „Fahrgastschiffe," und in 
dem Vorschriftentext hinter dem Wort „von" 
das Wort „Fahrgastschiffen," eingefügt. 

11. § 143 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) Nummer 8 wird wie folgt gefaßt: 

„8. die Beschäftigungsverbote und -be-
schränkungen für Frauen, wenn die 
Frauen auf einem bestimmten Schi ff 

 oder bei bestimmten Arbeiten in beson-
derem Maße Gefahren für ihre Gesund-
heit ausgesetzt sind oder eine Schädi-
gung des werdenden Lebens zu be-
fürchten ist,", 

b) in Nummer 14 werden die Worte „der Ar-
beitszeitordnung" durch die Worte „des Ar-
beitszeitgesetzes" ersetzt. 
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12. In § 149 wird die Verweisung „ , 92 Abs. 2" ge-
strichen. 

(2) Das Gesetz über die Arbeitszeit in Bäckereien 
und Konditoreien in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III,  Gliederungsnummer 8050-8, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 14. Juli 1976 (BGBl. I 
S. 1801), wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 werden 

a) in Absatz 1 die Worte „eine Tarifordnung" 
durch die Worte „Tarifvertrag oder auf 
Grund eines Tarifvertrags durch Betriebsver-
einbarung" ersetzt, 

b) in Absatz 2 Satz 1 die Worte „eine Tariford-
nung" durch „Tarifvertrag oder Betriebsver-
einbarung" ersetzt. 

2. § 11 wird gestrichen. 

3. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 
Verhältnis zum Arbeitszeitgesetz, zum Jugend-
arbeitsschutzgesetz und zum Fahrpersonalge-

setz 
(1) Das Arbeitszeitgesetz ist mit Ausnahme 

der §§ 10 bis 12 auf Arbeiter in den in § 1 genann-
ten Betrieben nicht anzuwenden. 

(2) Für die Beschäftigung von Kindern und 
Jugendlichen unter 18 Jahren in den in § 1 ge-
nannten Betrieben gilt das Jugendarbeitsschutz-
gesetz. 

(3) Für Fahrer und Beifahrer in den in § 1 
genannten Betrieben gilt neben diesem Gesetz, 
soweit es keine Regelung enthält, das Fahrper-
sonalgesetz." 

(3) Die Gewerbeordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Januar 1978 (BGBl. I S. 97), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. März 1983 (BGBl. I S. 377), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 41b werden die Worte „den in § 105b Abs. 1 
getroffenen Bestimmungen" durch die Worte 
„§ 7 Abs. 1 Arbeitszeitgesetz" ersetzt. 

2. Die §§ 105a bis 105j werden gestrichen. 

3. In § 139bwird 

a) in Absatz 1 die Verweisung auf „105a, 105 b 
Abs. 1, der §§ 105c bis 105 h,” gestrichen, 

b) in Absatz 4 die Verweisung auf „105a bis 
105 h," gestrichen. 

4. § 147 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen, 

b) der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2 und 
wird wie folgt gefaßt: 
„(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit ei-

ner Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 
Mark geahndet werden."  

5. In § 148 Nr. 2 werden die Worte „ , § 147 Abs. 1 
oder 2" durch die Worte „oder § 147 Abs. 1" er-
setzt. 

(4) Das Mutterschutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. April 1968 (BGBl. I 
S. 315), zuletzt geändert durch Artikel 18 des Geset-
zes vom 22. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1532), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 8 Abs. 3 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. bei Musikaufführungen, Theatervorstellun-
gen und anderen Aufführungen bis 23 
Uhr." 

2. In § 9 Abs. 1 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt: 

„das Überschreiten dieser Frist ist unschädlich, 
wenn es auf einem von der Frau nicht zu vertre-
tenden Grund beruht und die Mitteilung unver-
züglich nachgeholt wird." 

(5) § 17 Abs. 6 Satz 2 des Gesetzes über den La-
denschluß in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 

 Gliederungsnummer 8050-20, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 5. Juli 1976 (BGBl. I S. 1773), wird 
gestrichen. 

(6) § 21 Abs. 3 des Gaststättengesetzes in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7130-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 5. Juli 
1976 (BGBl. I S. 1773), wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Vorschriften des § 12 Abs. 1 des Ar-
beitszeitgesetzes und des § 26 des Jugendarbeits-
schutzgesetzes bleiben unberührt." 

§ 22 

Fortgeltung von Rechtsverordnungen 

(1) Als auf Grund des § 9 Abs. 1 erlassen gelten 
fort: 

1. die Verordnung über Ausnahmen vom Verbot 
der Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn-
und Feiertagen in der Eisen- und Stahlindustrie 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Juli 1968 (BGBl. I S. 885); 

2. die Verordnung über Ausnahmen vom Verbot 
der Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn- 
und Feiertagen in der Papierindustrie in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7107-5, veröffentlichten bereinigten Fassung, ihr 
§ 11 Abs. 3 jedoch mit der Maßgabe, daß die Be-
schäftigung von Arbeitnehmern an Sonn- und 
Feiertagen beim Betrieb einer zellstoffintegrier-
ten Papiermaschine (Verbundmaschine) in dem 
gleichen Umfang zugelassen ist wie die Beschäf-
tigung von Arbeitnehmern beim Betrieb einer 
Entwässerungsmaschine in der Zellstoffindu-
strie, wenn das auf der Verbundmaschine herge-
stellte Papier zu mehr als 75 vom Hundert des 
Zellstoffeintrags aus eigenerzeugtem Zellstoff 
besteht und daß insoweit die §§ 4 bis 9 der Ver-
ordnung entsprechend gelten. 
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(2) Die Maßgabe in Absatz 1 Nr. 2 kann von der 
Bundesregierung auf Grund des § 9 Abs. 1 und die-
ses Absatzes durch Rechtsverordnung abgelöst und, 
soweit die technische und soziale Entwicklung dies 
erfordert, inhaltlich geändert werden. 

§ 23 

Übergangsvorschriften für Tarifverträge 

Enthält ein bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be-
stehender oder nachwirkender Tarifvertrag abwei-
chende. Regelungen nach § 4 Abs. 1 oder § 8 Satz 1, 
die den in den genannten Vorschriften festgelegten 
Höchstrahmen überschreiten, so bleiben diese tarif-
vertraglichen Regelungen unberührt. Satz 1 gilt 
entsprechend für tarifvertragliche Regelungen, in 
denen abweichend von § 7 Abs. 4 für die Beschäfti-
gung an Feiertagen anstelle der Freistellung ein 
Zuschlag gewährt wird. 

§ 24 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 25 

Inkrafttreten, Ablösung und Übergangsrecht 

(1) Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. Gleichzeitig 
treten außer Kraft: 

1. die Arbeitszeitordnung in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 8050-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 
10. März 1975 (BGBl. I S. 685); 

2. die Ausführungsverordnung zur Arbeitszeitord-
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 8050-1-1, veröffentlichten be-
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 24 der Verordnung vom 18. April 1975 
(BGBl. I S. 967); 

3. die Verordnung über die Arbeitszeit in Kran-
kenpflegeanstalten in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 8050-2, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, geändert 
durch Artikel 241 des Gesetzes vom 2. März 
1974 (BGBl. I S. 469); 

4. die Verordnung über die Arbeitszeit in Koke-
reien und Hochofenwerken in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 8050-3, 
veröffentlichten bereinigten Fassung; 

5. die Verordnung über die Arbeitszeit in Gaswer-
ken in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 8050-4, veröffentlichten berei-
nigten Fassung; 

6. die Verordnung über die Arbeitszeit in Metall-
hütten in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 

 Gliederungsnummer 8050-5, veröffentlichten 
bereinigten Fassung; 

7. die Verordnung über die Arbeitszeit in Stahl-
werken, Walzwerken und anderen Anlagen der 
Großeisenindustrie in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 8050-6, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung; 

8. die Verordnung über die Arbeitszeit in der Ze-
mentindustrie in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 8050-7, veröffent-
lichten bereinigten Fassung; 

9. die Anordnung über Ruhezeiten für Gefolg-
schaftsmitglieder in Gast- und Schankwirt-
schaften in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 8050-11, veröffentlichten 
bereinigten Fassung; 

10. die Anordnung über Freizeit für Gefolgschafts-
mitglieder in Gast- und Schankwirtschaften in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 8050-12, veröffentlichten bereinigten 
Fassung; 

11. die Ausführungsverordnung zum Gesetz über 
Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Ju-
gendlichen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 8051-1-2, veröffentlichten 

. bereinigten Fassung; 

12. die niedersächsische Verordnung zur Durch-
führung des Arbeitsschutzgesetzes für Jugend-
liche in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 8051-1-2a, veröffentlichten be-
reinigten Fassung; 

13. Artikel 3 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die 
Mindestanforderungen an Unterkünfte für Ar-
beitnehmer vom 23. Juli 1973 (BGBl. I S. 905); 

14. die Ausführungsverordnung zum Gesetz über 
die Unterkunft bei Bauten in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 8053-1-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 20. März 1975 
(BGBl. I S. 729); 

15. die Verordnung über Sonntagsruhe im Han-
delsgewerbe und in Apotheken in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 
7107-1, veröffentlichten bereinigten Fassung; 

16. die Bekanntmachung betreffend Ausnahmen 
von den Bestimmungen über die Sonntagsruhe 
gemäß § 105e Abs. 1 der Gewerbeordnung in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 7107-2, veröffentlichten bereinigten 
Fassung; 

17. die Bekanntmachung betreffend Ausnahmen 
von dem Verbot der Sonntagsarbeit im Gewer-
bebetrieb in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 7107-3, veröffentlichten 
bereinigten Fassung; 

18. das Berliner Gesetz zur Ergänzung der Arbeits- 
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zeitordnung vom 13. September 1950 (VOBl. 
S. 391); 

19. die Verordnung über die Verpflichtung der Ar-
beitgeber zu Mitteilungen an die für die Gewer-
beaufsicht zuständigen Landesbehörden vom 
16. August 1968 (BGBl. I S. 981); 

20. die Verordnung über die Beschäftigung von 
Frauen auf Fahrzeugen vom 2. Dezember 1971 
(BGBl. I  S. 1957) mit Ausnahme des § 11; 

21. das Sicherheitskinefilmgesetz in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
8053-3, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
geändert durch Artikel 248 des Gesetzes vom 
2. März 1974 (BGBl. I S. 469); 

22. die Sicherheitskinefilmverordnung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 8053-3-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung. 

(2) Mit Wirkung vom 29. Januar 1980 treten außer 
Kraft: 

1. die Freizeitanordnung in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 8050-9, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung; 

2. das bremische Gesetz über den Hausarbeitstag 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliede-
rungsnummer 8050-9-a, veröffentlichten berei-
nigten Fassung; 

3. die bremischen Durchführungsbestimmungen 
zum Gesetz über den Hausarbeitstag in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
8050-9-al, veröffentlichten bereinigten Fassung; 

4. das hamburgische Gesetz über den Hausarbeits-
tag in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 8050-9-b, veröffentlichten berei-
nigten Fassung; 

5. die hamburgische Verordnung zur Durchfüh-
rung des Gesetzes über den Hausarbeitstag vom 
21. März 1950 (Hamburgisches GVBl. S. 110); 

6. das niedersächsische Gesetz betreffend haus-
wirtschaftliche Freizeit für Frauen in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
8050-9-c, veröffentlichten bereinigten Fassung; 

7. das nordrhein-westfälische Gesetz über Freizeit-
gewährung für Frauen mit eigenem Hausstand 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliede-
rungsnummer 8050-9-d, veröffentlichten berei-
nigten Fassung. 

(3) Arbeitnehmer, die nach dem 29. Januar 1980 
einen oder mehrere Hausarbeitstage erhalten ha-
ben, brauchen das dafür gezahlte Entgelt nicht zu-
rückzuerstatten, sie brauchen sich diesen Tag oder 
diese Tage auch nicht auf andere Freistellungen 
anrechnen zu lassen. Arbeitnehmer, die die für sie 
geltenden Voraussetzungen für den Anspruch auf 
den Hausarbeitstag erfüllen und die bis zum 29. Ja-
nuar 1980 Klage auf Gewährung eines Hausarbeits-
tages erhoben haben, über die noch nicht rechts-
kräftig entschieden worden ist, haben für die ihnen 
seit Klageerhebung nicht gewährten Hausarbeits-
tage Anspruch auf eine entsprechende Zahl bezahl-
ter freier Tage. Können diese freien Tage nicht ge-
währt werden, haben die Arbeitnehmer Anspruch 
auf Abgeltung in Höhe des Entgelts, das ihnen für 
die Hausarbeitstage gezahlt worden wäre. 
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Begründung 

A. Grundgedanken und Inhalt des Entwurfs 

I. Arbeitszeit 

Der Gesetzentwurf soll den öffentlich-rechtlichen 
Arbeitsschutz für Arbeitnehmer neu regeln. Wie 
bisher soll die Gesundheit der Arbeitnehmer durch 
Begrenzung der höchstzulässigen täglichen Ar-
beitszeit, durch Festsetzung von Mindestruhepau-
sen während der Arbeit und Mindestruhezeiten 
zwischen Beendigung und Wiederaufnahme der Ar-
beit sowie durch eine Arbeitsruhe an Sonn- und Fei-
ertagen geschützt werden. Die im Jahr 1938 erlasse-
ne, inzwischen überholte Arbeitszeitordnung (AZO) 
soll vollständig ersetzt werden. Zugleich soll das ge-
samte gesetzliche Arbeitszeitrecht von NS-Termi-
nologie befreit und von Aushangs-, Aufzeichnungs-  
und Antragspflichten entbürokratisiert werden. 

Wie beim geltenden, öffentlich-rechtlichen Arbeits-
zeitschutz begründen auch die neuen Vorschriften 
des Gesetzentwurfs keine privatrechtliche Ver-
pflichtung für die Arbeitnehmer, während der zu-
lässigen gesetzlichen Höchstarbeitszeiten Arbeit zu 
leisten. Der zeitliche Umfang der Verpflichtung der 
Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung wird besonders 
durch Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung und Ein-
zelarbeitsvertrag vereinbart. 

Ein wesentliches Ziel des Gesetzentwurfs ist es, den 
Tarifvertragsparteien und unter bestimmten Vor-
aussetzungen auch den Betriebspartnern im Inter-
esse eines praxisnahen, sachgerechten und effekti-
ven Arbeitszeitschutzes mehr Befugnisse und mehr 
Verantwortung als bisher zu übertragen. Die Tarif-
vertragsparteien kennen die in den Betrieben zu 
leistende Arbeit und die für Arbeitnehmer entste-
henden zeitlichen Belastungen (größere Sachnähe 
der Tarifvertragsparteien und Betriebspartner). Sie 
können daher viel stärker differenzieren, ihre Re-
gelungen den Erfordernissen des einzelnen Be-
schäftigungsbereichs anpassen und regionalen Be-
sonderheiten Rechnung tragen. Ihr verantwor-
tungsbewußtes Handeln und ihre in der Regel ent-
gegengesetzten Interessen bieten zugleich die Ge-
währ für ausgewogene und sachgerechte Lösungen. 
Sachlich unbegründete Forderungen rufen den Wi-
derspruch der Gegenseite hervor. So bleibt die 
Frage der Sachgemäßheit ständig in der Diskus-
sion. Außerdem achten sie selbst auf die Einhaltung 
ihrer Vereinbarungen. Der für die Arbeitnehmer 
notwendige Gesundheitsschutz soll durch bestimm-
te, im Gesetz festgelegte, gesundheitlich vertretbare 
Grenzen, die auch die Tarifvertragsparteien und 
Betriebspartner nicht überschreiten dürfen, sicher-
gestellt werden. 

Der Arbeitszeitschutz besteht seit seiner Einfüh-
rung im Jahr 1918/1919 und seiner weiteren gesetz-
lichen Ausgestaltung im Jahr 1923 im Kern aus der 
gesetzlichen werktäglichen Regelarbeitszeit, der 

höchstzulässigen Arbeitszeit, den Mindestruhepau-
sen und der Mindestruhezeit. Die Ausfüllung des 
Rahmens für die werktägliche Arbeitszeit sowie die 
Zuständigkeit für die Zulassung von Abweichungen 
von den Höchstarbeitszeiten, den Mindestruhepau-
sen und den Mindestruhezeiten waren vom jeweili-
gen Arbeitsrechtssystem abhängig. 

In der Weimarer Demokratie füllten die Tarifver-
tragsparteien und die Betriebspartner den Rahmen 
vorrangig vor staatlichen Stellen aus und verein-
barten die notwendigen Abweichungen. Im NS

-

Staat übernahmen diese Aufgabe nach Beseitigung 
der Arbeitnehmer- und Arbeitgebervereinigungen 
sowie der Betriebsvertretungen überwiegend staat-
liche Stellen. Sie wurden vor allem zwischen dem 
damaligen Reichstreuhänder der. Arbeit und dem 
staatlichen Gewerbeaufsichtsamt aufgeteilt. Der 
Arbeitgeber wurde dem Führerprinzip entspre-
chend zum Betriebsführer, der Arbeitnehmer zum 
Gefolgschaftsmitglied. Die im Jahre 1938 erlassene 
und noch heute geltende Arbeitszeitordnung erhielt 
eine diesem System entsprechende Fassung. Sie 
kommt unter anderem in Begriffen wie Gefolg-
schaftsmitglieder, Betriebsführer, Reichstreuhän-
der der Arbeit, Tarifordnung sowie in der Aufga-
benteilung zwischen dem Reichstreuhänder der Ar-
beit und dem staatlichen Gewerbeaufsichtsamt (vgl. 
insbesondere §§ 7 und 8 AZO) zum Ausdruck. Sie 
müssen endlich beseitigt werden. 

II. Sonn- und Feiertagsruhe 

Die Vorschriften der §§ 105 a bis 105 j der Gewerbe-
ordnung (GewO) über das Verbot der Beschäftigung 
von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen und 
die dazugehörigen Verordnungen ergänzen den Ar-
beitszeitschutz. Sie sichern den Arbeitnehmern im 
Grundsatz den Sonntag als Ruhetag und begrenzen 
dadurch auch mittelbar deren höchstzulässige Ar-
beitszeit in der Woche. 

Die Vorschriften der §§ 105 a bis 105j GewO sind 
bereits im Jahre 1891 in die Gewerbeordnung einge-
fügt worden. Die Bekanntmachung betreffend Aus-
nahmen von dem Verbote der Sonntagsarbeit im 
Gewerbebetriebe ist 1895 erlassen worden. Weitere 
Vorschriften über die Beschäftigung von Arbeitneh-
mern an Sonn- und Feiertagen stammen aus den 
Jahren 1901 und 1934. Sie sind durch die Entwick-
lung, insbesondere durch neue Techniken, über-
holt. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist, die Vorschriften über 
das Verbot der Beschäftigung von Arbeitnehmern 
an Sonn- und Feiertagen im Einklang mit dem im 
Grundgesetz verankerten Grundsatz der Sonn- und 
Feiertagsruhe (Artikel 140 des Grundgesetzes in 
Verbindung mit Artikel 139 der Weimarer Verfas-
sung) in das Recht des Arbeitszeitschutzes einzube- 
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ziehen und unter grundsätzlicher Aufrechterhal-
tung des geltenden Rechtszustandes zu modernisie-
ren. Den Arbeitnehmern soll mindestens ein Ruhe-
tag in der Woche und den an Sonn- und Feiertagen 
beschäftigten Arbeitnehmern eine Mindestzahl 
freier Sonntage im Jahr sichergestellt werden. Bei 
der Regelung der Dauer der Arbeitszeit an Sonn- 
und Feiertagen und der Ersatzruhezeiten sollen den 
Tarifvertragsparteien und unter bestimmten Vor-
aussetzungen auch den Betriebspartnern be-
stimmte Befugnisse und mehr Verantwortung über-
tragen werden. 

III. Frauenarbeitsschutz 

Die Vorschriften über den erhöhten Schutz für 
Frauen (§§ 16 bis 21 AZO) sind im Jahre 1938 in die 
Arbeitszeitordnung eingefügt worden. Auf Grund 
der Arbeitszeitordnung sind weitere Beschäfti-
gungsverbote und -beschränkungen für Frauen er-
lassen worden, so die Beschäftigungsverbote für 
Frauen auf Bauten und auf Fahrzeugen sowie die 
Hausarbeitstagsregelung von 1943. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist, den Frauenarbeits-
schutz aufrechtzuerhalten, soweit er zur Abwehr 
geschlechtsspezifischer Gefährdungen der Arbeit-
nehmerinnen und möglicher Schädigungen des 
werdenden Lebens erforderlich ist. Vorschriften, 
die nicht zur Abwehr solcher Gefährdungen und 
Schädigungen erforderlich sind, sollen aus Gründen 
der Gleichbehandlung von Frauen und Männern 
und zur Verbesserung der Beschäftigungsmöglich-
keiten für Frauen aufgehoben werden. Damit wird 
zugleich der' Richtlinie des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften vom 9. Februar 1976 zur Verwirkli-
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur 
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum berufli-
chen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedin-
gungen Rechnung getragen (Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften vom 14. Februar 1976 Nr. L 
39/40). 

IV. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Die Ziele des Gesetzentwurfs sollen durch folgende 
Regelungen erreicht werden: 

— Der Arbeitszeitschutz gilt im Grundsatz für alle 
Arbeitnehmer und für alle Beschäftigungsbe-
reiche. 

— In den §§ 1 bis 3 werden am Gesundheitsschutz 
orientierte Grundnormen übersichtlich festge-
legt: Grundsatz des 8-Stunden-Tages (§ 1 erster 
Halbsatz), Verlängerungsmöglichkeit auf bis zu 
10 Stunden im Rahmen bestimmter Durch-
schnittsgrenzen (§ 1 zweiter Halbsatz), Ruhepau-
sen von bestimmter Dauer (§ 2), ununterbro-
chene Ruhezeit von 11 Stunden (§ 3). 

— Die Tarifvertragsparteien und unter bestimmten 
Voraussetzungen auch die Betriebspartner kön-
nen zur Anpassung der Grundnormen an die 

konkreten betrieblichen Erfordernisse Abwei-
chungen innerhalb eines bestimmten, gesund-
heitlich vertretbaren Rahmens zulassen (§ 4), 
insbesondere: 

Verlängerung der Arbeitszeit in eigener Verant-
wortung über 10 Stunden werktäglich hinaus bei 
regelmäßiger Arbeitsbereitschaft; Festlegung ei-
nes anderen Ausgleichszeitraums; Verkürzung 
der Mindestruhezeit von 11 auf 10 Stunden, 
wenn die Art der Arbeit dies erfordert. 

— Wenn ein Tarifvertrag dies zuläßt oder Arbeits-
zeitfragen im Tarifvertrag nicht geregelt wer-
den, können die Abweichungen auch in einer 
Betriebsvereinbarung zugelassen werden. Für 
nicht tarifgebundene Arbeitgeber (§ 4 Abs. 2) 
und für Bereiche, in denen Regelungen durch 
Tarifvertrag üblicherweise nicht getroffen wer-
den (§ 4 Abs. 4), sind bestimmte Möglichkeiten 
zur Übernahme tarifvertraglicher Regelungen 
bzw. für entsprechende aufsichtsbehördliche 
Bewilligungen vorgesehen. Aus betrieblichen 
Gründen kann unter Berücksichtigung des 
Schutzes der Arbeitnehmer eine Regelung auch 
durch Rechtsverordnung im Rahmen der Gren-
zen des § 4 Abs. 1 getroffen werden (§ 4 Abs. 5). 

— Für Beschäftigungsbereiche oder Arbeiten, die 
mit besonderen Gefahren für die Gesundheit der 
Arbeitnehmer verbunden sind, können die 
Grundnormen der §§ 1 bis 3 durch Rechtsverord-
nung eingeschränkt werden, soweit dies zum 
Schutze der Gesundheit der Arbeitnehmer erfor-
derlich ist (§ 5). 

— Das Verbot der Beschäftigung von Arbeitneh-
mern an Sonn- und Feiertagen in Gewerbebe-
trieben wird nicht zuletzt wegen des verfas-
sungsrechtlichen Gebots der Arbeitsruhe an 
Sonn- und Feiertagen beibehalten und auf alle 
Beschäftigungsbereiche ausgedehnt (§ 7 Abs. 1). 
Ausnahmen vom grundsätzlichen Beschäfti-
gungsverbot bleiben im bisherigen Umfang zu-
lässig; sie werden der Entwicklung der letzten 90 
Jahre in Abwägung mit dem verfassungsrechtli-
chen Gebot angepaßt (§ 7 Abs. 2). 

— Mindestens ein Sonntag im Monat muß beschäf-
tigungsfrei bleiben (§ 7 Abs. 3 Satz 1). An Sonn- 
und Feiertagen beschäftigte Arbeitnehmer sol-
len einen Ersatzruhetag in der Woche erhalten 
(§ 7 Abs. 4). Die Tarifvertragsparteien und unter 
bestimmten Voraussetzungen auch die Betriebs-
partner können Abweichungen innerhalb eines 
bestimmten, im Gesetz festgelegten Rahmens 
zulassen (§ 8). 

— Mißbräuchen bei der Anwendung der Ausnah-
men vom Beschäftigungsverbot an Sonn- und 
Feiertagen kann durch Rechtsverordnung be-
gegnet werden. Andererseits können durch 
Rechtsverordnung notwendige ergänzende Aus-
nahmen zugelassen werden. In bestimmten Fäl-
len können auch die Aufsichtsbehörden klarstel-
lende Entscheidungen treffen und notwendige 
Ausnahmen vom Beschäftigungsverbot an 
Sonn- und Feiertagen bewilligen (§ 9). 
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— Das Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen wird 
nicht zuletzt wegen des Internationalen Abkom-
mens über das Verbot der Nachtarbeit der ge-
werblichen Arbeiterinnen während der Nacht-
zeit von 22 bis 6 Uhr beibehalten. Die Ausnah-
men werden der inzwischen eingetretenen Ent-
wicklung und dem erweiterten Geltungsbereich 
des Gesetzentwurfs angepaßt (§ 10). 

— Die Beschäftigungsverbote für Arbeitnehmerin-
nen in der Arbeitszeitordnung werden auf den 
Bergbau unter Tage und bestimmte Arbeiten in 
Kokereien, in Hochofen- und Stahlwerken sowie 
in Metallhütten beschränkt. Im Bauhauptge-
werbe darf eine Arbeitnehmerin beschäftigt 
werden, wenn sie vor Beginn der Beschäftigung 
arbeitsmedizinisch untersucht worden ist und 
gesundheitliche Bedenken gegen die Beschäfti-
gung nicht bestehen. Vom Arbeitsamt kann ihr 
eine Beschäftigung im Bauhauptgewerbe nur 
mit ihrer Zustimmung zugewiesen werden 
(§ 11). 

— Beschäftigungsverbote und -beschränkungen 
für Frauen, die nicht zur Abwehr geschlechts-
spezifischer Gefährdungen erforderlich . sind, 
werden aufgehoben (vgl. § 25 Abs. 1 und 2). 

— Zum Schutz von Leben und Gesundheit der Ar-
beitnehmerinnen sowie " des werdenden Lebens 
kann der Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung durch Rechtsverordnung die Beschäfti-
gung von Arbeitnehmerinnen in bestimmten Be-
schäftigungsbereichen oder mit bestimmten Ar-
beiten verbieten oder beschränken. Die Auf-
sichtsbehörden der Länder können unter be-
stimmten Voraussetzungen Einzelausnahmen 
von Beschäftigungsverboten bewilligen, in be-
stimmten Einzelfällen aber auch weitere Be-
schäftigungsverbote anordnen (§ 12). 

V. Kosten 

Der Gesetzentwurf wirkt sich auf Einzelpreise und 
auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, nicht nennenswert aus. 

Im ersten Abschnitt des Gesetzentwurfs werden die 
Arbeitszeitvorschriften der Arbeitszeitordnung zu 
Grundnormen zusammengefaßt und ein Rahmen 
für Abweichungen durch die Tarifvertragsparteien 
festgesetzt. Die Eckdaten für die Dauer der höchst-
zulässigen Arbeitszeit, der Mindestruhepausen und 
der Mindestruhezeiten werden jedoch (gegenüber 
dem bisher geltenden Recht) nicht wesentlich geän-
dert. Gewisse Entlastungen treten für die Betriebe 
durch die im Gesetzentwurf vorgesehenen einheitli-
chen Ruhepausen für Frauen und Männer ein. Die 
Be- und Entlastungen lassen sich nicht beziffern. 
Sie werden sich jedoch insgesamt nicht nennens-
wert auswirken. 

Im zweiten Abschnitt des Gesetzentwurfs bleiben 
die Beschäftigungsmöglichkeiten an Sonn- und Fei-
ertagen im bisherigen Umfang erhalten. In § 7 
Abs. 3 wird zwar ein beschäftigungsfreier Sonntag 
im Monat und in § 7 Abs. 4 ein Ersatzruhetag für die 

Beschäftigung an einem Sonn- und Feiertag allge-
mein eingeführt. Dies entspricht jedoch weitgehend 
der tarifvertraglichen und betrieblichen Praxis. 
Eventuelle hierdurch in Einzelfällen entstehende 
Kosten können durch abweichende Regelungen 
nach § 8 gemildert werden, so daß auch hier mit 
nennenswerten Auswirkungen insgesamt nicht zu 
rechnen ist. 

Durch die Beschränkung bzw. Aufhebung von Be-
schäftigungsverboten und -beschränkungen für 
Frauen in §§ 10 und 11 sowie in § 25 Abs. 1 und 2 
können sich für die Betriebe Entlastungen ergeben, 
insbesondere durch die Aufhebung der Hausar-
beitstagsgesetze. Die Entlastungen können jedoch 
nicht quantifiziert werden. 

Durch den Gesetzentwurf entstehen für den Bund, 
die Länder und die Gemeinden ebenfalls keine zu-
sätzlichen Kosten, da für sie neue Aufgaben und 
Belastungen nicht vorgesehen sind. Gewisse Entla-
stungen werden auch hier insbesondere durch die 
Aufhebung der Verordnung über die Beschäftigung 
von Frauen auf Fahrzeugen und durch die Aufhe-
bung der Hausarbeitstagsregelungen eintreten. 

B. Die einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 Arbeitszeit 

Nach bisherigen arbeitswissenschaftlichen und ar-
beitsmedizinischen Erkenntnissen und Erfahrun-
gen reicht die gesetzliche Regelung der täglichen 
Höchstarbeitszeit zum Schutz der Gesundheit der 
Arbeitnehmer im Regelfall aus. § 1 beschränkt sich 
daher wie bisher auf die Regelung der werktägli-
chen Arbeitszeit. Bei eventueller Sonn- und Feier-
tagsarbeit findet § 1 gemäß § 7 Abs. 3 Satz 2 im Rah-
men der dort bestimmten Grenzen auch an Sonn- 
und Feiertagen Anwendung. Sollten gesetzliche Be-
schränkungen der Wochenarbeitszeit zum Schutze 
der Gesundheit der Arbeitnehmer in bestimmten 
Fällen notwendig werden, können sie durch Rechts-
verordnung auf Grund des § 5 getroffen werden. 
Solche Beschränkungen enthält bereits Anhang II 
Nr. 1.4.5, 2.3.4, 3.8, 5.3.4, 2.4, 7.11, 8.4.6 und 12.7 der 
Verordnung über gefährliche Arbeitsstoffe in der 
Fassung vom 11. Dezember 1982 (BGBl. I S. 144). 

In § 1 erster Halbsatz wird der seit 1918 geltende 
Grundsatz des 8-Stunden-Tages aus § 3 AZO über-
nommen. In § 1 zweiter Halbsatz wird die höchstzu-
lässige tägliche Arbeitszeit aus Gründen des Ge-
sundheitsschutzes und der Gleichbehandlung für 
weibliche und männliche Arbeitnehmer einheitlich 
auf 10 Stunden im Rahmen der Durchschnittsgren-
zen von 8 bzw. 9 Stunden werktäglich festgesetzt. 
Der Ausgleichszeitraum von drei Kalendermonaten 
bzw. 12 Wochen ist gewählt worden, um den Betrie-
ben ausreichenden Spielraum für flexible Arbeits-
zeiten im Regelfall zu lassen. In besonderen Fällen 
kann der Ausgleichszeitraum nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b durch die Tarifvertragsparteien und 
Betriebspartner ausgedehnt oder anders festgelegt 
werden. 
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Die besonderen Arbeitszeitformen in kontinuierli-
chen Schichtbetrieben sowie in Saisonbetrieben 
und auf Montagestellen können weiterhin nach § 14 
Abs. 1 zugelassen werden. Die bisherige Möglich-
keit der Überschreitung der 10-Stunden-Grenze bei 
Vor- und Abschlußarbeiten in besonderen Fällen 
nach § 5 Abs. 3 AZO ist wegen ihres Ausnahmecha-
rakters in § 13 Abs. 2 Nr. 2 vorgesehen. 

Zu § 2 Ruhepausen 

In § 2 wird die derzeitige unterschiedliche Pausen-
regelung für Frauen und Männer in § 12 Abs. 2 und 
§ 18 AZO aus Gründen der Gleichbehandlung und 
zur Vermeidung von Schwierigkeiten in der betrieb-
lichen Praxis vereinheitlicht. Dabei werden einer-
seits gesundheitliche Erfordernisse, andererseits 
die Wünsche der Arbeitnehmer, die Anwesenheit 
im Betrieb durch Pausen nicht über Gebühr zu ver-
längern, berücksichtigt. 

Die Pausenzeit von 20 Minuten bei einer Arbeitszeit 
von mehr als 4 1/2 bis zu 6 Stunden in § 2 Satz 1 Nr. 1 
entspricht der für Frauen geltenden, bewährten Re-
gelung in § 18 Abs. 1 Satz 2 AZO. Die Pausenzeit von 
30 Minuten in § 2 Satz 1 Nr. 2 ist an die für Männer 
geltende Regelung in § 12 Abs. 2 Satz 1 AZO ange-
lehnt. Die Pausenzeit von 45 Minuten in § 2 Satz 1 
Nr. 3 entspricht wieder mehr der für Frauen gelten-
den Regelung in § 18 Abs. 1 Satz 2 AZO. § 2 Satz 2 
über die Mindestdauer einer Ruhepause ist aus der 
für Frauen geltenden Regelung in § 18 Abs. 2 AZO 
übernommen. Für Schichtbetriebe kann eine beson-
dere Regelung, ähnlich wie zur Zeit in §§ 12 Abs. 2 
Satz 3 und 4 AZO, nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 zugelassen 
werden. Sollte die Art und Schwere der Arbeit eine 
über § 2 hinausgehende Pausenregelung zum 
Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer erfordern, 
kann diese nach § 5 durch Rechtsverordnung ge-
troffen werden. 

Die Vorschriften des § 12 Abs. 2 Satz 2 und des § 18 
Abs. 3 AZO über Aufenthaltsräume während der 
Pausen können wegen der eingehenden Regelun-
gen über Pausenräume in § 29 der Arbeitsstätten-
verordnung und den hierzu ergangenen Arbeitsstät-
ten-Richtlinien entfallen. Die Vorschriften des § 18 
Abs. 3 Satz 1 und 3 AZO über das Verbot der Be-
schäftigung während der Pause erübrigen sich, da 
heute eine Beschäftigung während der Pause nach 
allgemeiner Anschauung mit dem Wesen der Pause 
unvereinbar ist. 

Zu § 3 Ruhezeit 

Die Mindestruhezeit nach Beendigung der tägli-
chen Arbeitszeit ist für den Gesundheitsschutz der 
Arbeitnehmer von besonderer Bedeutung. Von dem 
aus § 12 Abs. 1 AZO übernommenen Grundsatz der 
11stündigen Ruhezeit sollten daher Abweichungen. 
nur zugelassen werden, wenn die Art der Arbeit 
oder die Besonderheiten der Bereitschaftsdienste 
sie erfordern. Die Tarifvertragsparteien und die Be-
triebspartner können dies wegen ihrer größeren 
Sachnähe am besten beurteilen. Ihnen wird dem-

entsprechend die Zulassung der notwendigen Ab-
weichungen in § 4 Abs. 1 Nr. 3 übertragen. 

Für Beschäftigungsbereiche oder Arbeiten, die mit 
besonderen Gefahren für die Gesundheit der Ar-
beitnehmer verbunden sind, kann die Mindestruhe-
zeit über § 3 hinaus durch Rechtsverordnung ausge-
dehnt werden, soweit dies zum Schutz der Gesund-
heit der Arbeitnehmer erforderlich ist. 

Zu § 4 Abweichende Regelungen 

Mit dieser Vorschrift wird die Möglichkeit geschaf-
fen, Abweichungen von den Grundnormen der §§ 1 
bis 3 zur Anpassung an die konkreten betrieblichen 
Erfordernisse innerhalb eines bestimmten, gesund-
heitlich vertretbaren Rahmens durch die Tarifver-
tragsparteien und unter bestimmten Voraussetzun-
gen durch die Betriebspartner zuzulassen. Die Ta-
rifvertragsparteien können auch vereinbaren, daß 
Abweichungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 7 von den 
Betriebspartnern in einer Betriebsvereinbarung zu-
gelassen werden können. Unabhängig von einer sol-
chen Vereinbarung können die Abweichungen nach 
Absatz 1 Nr. 1 bis 7 in einer Betriebsvereinbarung 
zugelassen werden, wenn Arbeitszeitfragen im Ta-
rifvertrag nicht geregelt werden. 

Zu Absatz 1 

Nach Nummer 1 Buchstabe a kann die Arbeitszeit 
bei Arbeitsbereitschaft in erheblichem Umfang wie 
nach § 7 Abs. 1 AZO auch über 10 Stunden werk-
täglich hinaus verlängert werden. In Nummer 1 
Buchstabe b wird den Tarifvertragsparteien und ge-
gebenenfalls auch den Betriebspartnern wegen ih-
rer größeren Sachnähe überlassen, einen anderen 
als in § 1 bestimmten Ausgleichszeitraum festzule-
gen. Nach Nummer 1 Buchstabe c können sie eben-
falls zulassen, daß an höchstens 60 Tagen im Jahr 
die werktägliche Arbeitszeit auf 10 Stunden verlän-
gert werden darf, ohne daß hierfür ein Ausgleich 
erfolgen muß. 

Darüber hinaus werden die Betriebe von dem bis-
herigen bürokratischen Antrags- und Bewilligungs-
verfahren nach § 8 Abs. 1 AZO entlastet. In den 
Nummern 2 bis 3 wird nach dem gleichen Prinzip 
die Zuständigkeit des Gewerbeaufsichtsamtes zur 
abweichenden Regelung der Ruhezeiten in § 12 
Abs. 1 Satz 3 AZO und der Ruhepausen in § 12 
Abs. 2 Satz 4 und § 20 Abs. 3 AZO auf die Tarifver-
tragsparteien und gegebenenfalls auch auf die Be-
triebspartner übertragen. Sie haben nach Num-
mer 4 auch die Möglichkeit, die Ruhezeit des § 3 
auch im Anschluß an einen der Bereitschaftsdien-
ste zu verlegen. 

Die Nummern 5 bis 7 sollen abweichende tarifver-
tragliche Regelungen von den §§ 1 bis 3 für die dort 
genannten Bereiche ermöglichen. 

Zur Landwirtschaft im Sinne dieses Gesetzes 
(Nummer 5) gehören die Unternehmen, die der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung unterlie-
gen. Es handelt sich also im wesentlichen um: 
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— Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft 
einschließlich des Garten- und Weinbaus, 

— Unternehmen der Binnenfischerei, 

— Unternehmen der Imkerei, 

— land- und forstwirtschaftliche Lohnunterneh-
men, 

— Jagden sowie Unternehmen der Park- und Gar-
tenpflege sowie Friedhöfe, 

— Unternehmen zum Schutz und zur Förderung 
der Landwirtschaft, 

— landwirtschaftliche Haushaltungen, die dem Un-
ternehmen dienen, 

— Nebenunternehmen der genannten Unterneh-
men. 

Nummer 6 ermöglicht eine der Eigenart entspre-
chende Anpassung der Vorschriften über Arbeits-
zeit, Ruhepausen und Ruhezeiten für Krankenhäu-
ser und die dort genannten Einrichtungen. In der 
Heimerziehung soll durch die tarifvertraglichen Re-
gelungen die Kontinuität persönlicher Beziehungen 
zwischen dem Erzieher und dem Minderjährigen 
ermöglicht werden. 

In Nummer 7 werden die tarifvertraglichen Abwei-
chungsbefugnisse für den öffentlichen Dienst in 
Übereinstimmung mit dessen tariflichen Rege-
lungsbereichen festgelegt. Die Abweichungsbefug-
nis gilt gemäß Artikel 56 Abs. 1 a des Zusatzabkom-
mens zum NATO-Truppenstatut auch für die Tarif-
vertragsparteien, die die Tarifverträge für die zivi-
len Arbeitskräfte bei den Stationierungskräften 
vereinbaren. 

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 Satz 1 wird den nicht tarifgebunde-
nen Arbeitgebern im Geltungsbereich eines Tarif-
vertrags die Möglichkeit eingeräumt, die abwei-
chenden tarifvertraglichen Regelungen durch Be-
triebsvereinbarung zu übernehmen; nur in Betrie-
ben ohne Betriebsrat kann der nicht tarifgebun-
dene Arbeitgeber die abweichenden tarifvertragli-
chen Regelungen auch durch eine schriftliche Ver-
einbarung mit dem einzelnen Arbeitnehmer über-
nehmen. Die letztere Regelung stellt sicher, daß ein 
Betriebsrat dort, wo er eingerichtet worden ist, 
nicht übergangen werden kann. Die Vereinbarung 
zwischen dem Arbeitgeber und dem einzelnen Ar-
beitnehmer soll zur Erleichterung der Tätigkeit der 
Aufsichtsbehörden nach § 16 Abs. 1 schriftlich ge-
troffen werden. Im Gegensatz zu anderen Vorschrif-
ten, die die vertragliche Übernahme tariflicher Re-
gelungen zulassen, erscheint hier das Schriftform-
erfordernis im Hinblick auf die Beweissituation in 
Straf- oder Bußgeldverfahren gerechtfertigt. Durch 
Absatz 2 Satz 2 wird sichergestellt, daß der Verwal-
tungsaufwand der aus Bundesmitteln geförderten 
Einrichtungen in den Grenzen gehalten wird, die 
für den Bund gelten. 

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 wird wegen des den Kirchen und den 
öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften ver-
fassungsmäßig garantierten Selbstbestimmungs-
rechts gemäß Artikel 140 des Grundgesetzes in Ver-
bindung mit Artikel 137 Abs. 3 der Weimarer Ver-
fassung sowie der hierzu ergangenen Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts und des Bun-
desarbeitsgerichts klargestellt, daß sie die in Ab-
satz 1 genannten Abweichungen in ihren Regelun-
gen vorsehen können. Zu den Kirchen gehören 
nach dieser Rechtsprechung auch deren caritative 
und erzieherische Einrichtungen. Den Religionsge-
sellschaften sind nach Artikel 140 des Grundgeset-
zes in Verbindung mit Artikel 137 Abs. 7 der Weima-
rer Verfassung die Vereinigungen gleichgestellt, die 
sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltan-
schauung zur Aufgabe machen. 

Zu Absatz 4 

Die Notwendigkeit für abweichende Regelungen 
von den Grundnormen der §§ 1 bis 3 kann sich auch 
in Bereichen ergeben, in denen Regelungen durch 
Tarifvertrag üblicherweise nicht getroffen werden. 
Hierfür wird in Absatz 4 vorgeschlagen, daß die in 
Absatz 1 genannten Abweichungen durch die Auf-
sichtsbehörden bewilligt werden können. Bereiche, 
in denen Regelungen durch Tarifvertrag üblicher-
weise nicht getroffen werden, sind z. B. 

— Rechtsanwälte und Notare, 

— Wirtschaftsprüfer, Unternehmens- und Steuer-
berater, 

— Arbeitgeber- und Unternehmerverbände, 

— Gewerkschaften, 

— Industrie- und Handelskammern. 

Zu Absatz 5 

Die Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverord-
nung ist für den Fall vorgesehen, daß die Regelun-
gen in den Absätzen 1, 2 und 4 nicht ausreichen und 
dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist. 

Zu § 5 Gefährliche Arbeiten 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Arbeitszeitbe-
schränkungen durch Rechtsverordnung ist aus § 9 
Abs. 2 AZO übernommen worden. Aus Gründen der 
Klarstellung wird neben der Arbeitszeitbeschrän-
kung die Ausdehnung der Ruhepausen und Ruhe-
zeiten (Dauer und Lage) ausdrücklich erwähnt. § 9 
Abs. 1 AZO ist durch die Regelung in §§ 1 und 4 
Abs. 1 Nr. 1 weitgehend gegenstandslos geworden. 
Diese Vorschrift war in den letzten Jahren auch 
ohne praktische Bedeutung. Sollten über die Vor-
schriften der §§ 1 bis 4 hinausgehende Beschrän-
kungen aus Gründen des Gesundheitsschutzes, z. B. 
bei Schichtarbeit, in Zukunft notwendig werden, 
können sie auf Grund der Ermächtigung in § 5 
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durch Rechtsverordnung erlassen werden. Von der 
Verordnungsermächtigung sind Beschäftigungsbe-
reiche und Arbeiten in Betrieben, die der Bergauf-
sicht unterliegen, ausgenommen worden. Für diese 
Bereiche können vergleichbare Regelungen nach 
§ 66 Bundesberggesetz durch Rechtsverordnung des 
Bundesministers für Wirtschaft im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung erlassen werden. 

Zu § 6 Arbeitnehmer, Arbeitszeit, Vor- und Ab-
schlußarbeiten 

Der Arbeitnehmerbegriff ist aus § 5 Abs. 1 des Be-
triebsverfassungsgesetzes übernommen worden 
und schließt die zu ihrer Berufsausbildung Beschäf-
tigten ein (Absatz 1). Der Begriff der Arbeitszeit 
und die Bestimmungen über die Zusammenrech-
nung der Arbeitszeiten bei mehreren Arbeitgebern 
sind inhaltlich aus § 2 AZO übernommen worden 
(Absatz 2). Der Begriff der Vor- und Abschlußarbei-
ten entspricht § 5 Abs. 1 und 2 AZO (Absatz 3). 

Zu § 7 Sonn- und Feiertagsruhe 

Die Regelung über die Sonn- und Feiertagsruhe der 
Arbeitnehmer wird in den Gesetzentwurf einbezo-
gen; sie ist unverzichtbarer Teil des Arbeitszeit-
schutzes. 

Zu Absatz 1 

Die Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn-
und Feiertagen wird grundsätzlich untersagt. Die-
ser Grundsatz ist aus § 105 b der Gewerbeordnung 
(GewO) übernommen worden und wird entspre-
chend der Gewährleistung der Sonn- und Feiertags-
ruhe in Artikel 140 des Grundgesetzes in Verbin-
dung mit Artikel 139 der Weimarer Verfassung fest-
geschrieben. Nach dieser Verfassungsbestimmung 
bleiben „der Sonntag und die staatlich anerkannten 
Feiertage als Tage der Arbeitsruhe und der seeli-
schen Erhebung gesetzlich geschützt". Mit diesem 
Grundsatz ist wie bisher in § 105 b Abs. 1 Satz 4 
GewO vereinbar, in mehrschichtigen Betrieben mit 
regelmäßiger Tag- und Nachtschicht den Beginn 
oder das Ende der Sonn- und Feiertagsruhe um bis 
zu 6 Stunden vor- oder zurückzuverlegen. 

Zu Absatz 2 

Ausnahmen vom Beschäftigungsverbot an Sonn-
und Feiertagen sind nach Absatz 2 im bisherigen 
Umfang zulässig. Sie werden in einem Katalog zu-
sammengefaßt. 

Vorwiegend handelt es sich um die Beschäftigung 
von Arbeitnehmern in Dienstleistungsbereichen, 
die an Sonn- und Feiertagen nach §§ 105 e und 105 i 
GewO sowie nach der Bekanntmachung betreffend 
Ausnahmen von den Bestimmungen über die Sonn-
tagsruhe gemäß § 105 e Abs. 1 GewO vom 3. April 
1901 und den dazu ergangenen Richtlinien für Aus-
nahmen von der Sonntagsruhe in den Bedürfnisge-

werben vom 6. Dezember 1934 zulässig ist, insbe-
sondere die Beschäftigung in den in Absatz 2 Nr. 4, 
5, 9, 11 und 12 genannten Bereichen. Darüber hin-
aus handelt es sich um die Beschäftigung von Ar-
beitnehmern in nichtgewerblichen Dienstleistungs-
bereichen, die nicht unter das Sonn- und Feiertags-
verbot des § 105b GewO fällt, insbesondere die Be-
schäftigung in den in Absatz 2 Nr. 1, 2, 3, 6, 7, 8 und 
13 genannten Bereichen. Die in Absatz 2 Nr. 14 ge-
nannte Landwirtschaft und Tierhaltung fällt eben-
falls nicht unter das Verbot des § 105b GewO. Ab-
satz 2 Nr. 15 bis 18 ist weitgehend aus § 105 c Abs. 1 
Nr. 2 bis 4 GewO übernommen worden. 

Nummer 19 enthält die notwendige Ausnahme für 
die chemische Industrie. Die Bekanntmachung be-
treffend Ausnahmen von dem Verbot der Sonntags-
arbeit im Gewerbebetrieb vom 5. Februar 1895 wird 
durch diese gesetzliche Ausnahme abgelöst (vgl. 
§ 29 Abs. 1 Nr. 17). Durch diese Ausnahme wird die 
Sonn- und Feiertagsarbeit für Arbeitsverfahren zu-
gelassen, die aus Gründen, die im Arbeitsverfahren 
liegen, einen ununterbrochenen Fortgang des Ver-
fahrens erfordern. Aus wirtschaftlichen Gründen 
ist demzufolge die Sonn- und Feiertagsarbeit nicht 
zulässig. Etwaigen Mißbräuchen bei der Auslegung 
des gesetzlichen Grundsatzes kann durch eine 
Rechtsverordnung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 begegnet 
weiden. Durch eine solche Rechtsverordnung kann 
der Inhalt des gesetzlichen Grundsatzes verbindlich 
festgelegt werden. 

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 Satz 1 wird sichergestellt, daß die an 
Sonntagen beschäftigten Arbeitnehmer wenigstens 
an einem Sonntag im Monat von der Beschäftigung 
im Betrieb freigestellt werden. Eventuellen Schwie-
rigkeiten, insbesondere in Krankenhäusern, im 
Personennahverkehr, in Saisonbetrieben und in 
kontinuierlichen Schichtbetrieben, kann nach § 8 
Nr. 1 Rechnung getragen werden. In Absatz 3 Satz 2 
wird aus Gründen des Gesundheitsschutzes der Ar-
beitnehmer vorgesehen, die Vorschriften der §§ 1 
bis 6 auch auf die Beschäftigung von Arbeitneh-
mern an Sonn- und Feiertagen anzuwenden, wobei 
durch die Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen die 
Höchstarbeitszeiten auch im Rahmen der Durch-
schnittsgrenzen der §§ 1 und 4 nicht überschritten 
werden dürfen. 

Zu Absatz 4 

Arbeitnehmer sollten aus Gründen des Arbeits-
schutzes wenigstens einen arbeitsfreien Tag in der 
Woche haben. Außerdem sollte ihre Tätigkeit an 
einem auf einen Werktag fallenden Feiertag ausge-
glichen werden. Deshalb wird in Absatz 4 Satz 1 
vorgeschlagen, den Arbeitnehmern für die Beschäf-
tigung an einem Sonntag oder an einem auf einen 
Werktag fallenden Feiertag einen Ersatzruhetag zu 
gewähren. Wird an Sonn- und Feiertagen mehr als 2 
bis zu 5 Stunden gearbeitet, ist nach Absatz 4 Satz 2 
ein halber Ersatzruhetag zu gewähren; bei einer 
Arbeitszeit von 2 oder weniger als 2 Stunden ist 
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nach Absatz 4 Satz 3 eine beschäftigungsfreie Zeit 
von mindestens 2 Stunden zu gewähren. 

Zu § 8 Abweichende Regelungen 

Der Zielsetzung des Gesetzentwurfs entsprechend 
wird die Befugnis zu abweichenden Regelungen 
von den Grundnormen über die Dauer der Arbeits-
zeit am Sonn- und Feiertag, die Zahl der arbeits-
freien Sonntage und die Ersatzruhetage ähnlich 
wie in § 4 den Tarifvertragsparteien und Betriebs-
partnern übertragen. 

Nach Nummer 1 können sie die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern in einigen Monaten im Jahr an je-
dem Sonn- und Feiertag zulassen. Die Abwei-
chungsmöglichkeit ist z. B. wegen der Krankenhäu-
ser und der saisonabhängigen Betriebe im Gaststät-
tengewerbe eingefügt worden. Die Mindestzahl von 
beschäftigungsfreien Sonntagen im Jahr ist aus § 4 
Abs. 1 der Verordnung über Ausnahmen vom Ver-
bot der Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn-
und Feiertagen in der Eisen- und Stahlindustrie 
vom 31. Juli 1968 (BGBl. I S. 886) übernommen wor-
den. Bei der Abweichungsmöglichkeit in Nummer 2 
wird berücksichtigt, daß der in § 7 Abs. 4 bestimmte 
Ausgleichszeitraum von einem Kalendermonat 
bzw. 4 Wochen in einigen Bereichen nicht für alle 
Arbeitnehmer eingehalten werden kann, z. B. für 
Ärzte in Krankenhäusern. 

Nummer 3 trägt den Besonderheiten bei der Be-
schäftigung auf Seeschiffen Rechnung, die nicht in 
den Anwendungsbereich des Seemannsgesetzes fal-
len, z. B. Fischereischutzboote und Forschungs-
schiffe des Bundes. 

Zu § 9 Ermächtigung, Anordnung, Bewilligung 

Zu Absatz 1 

Mit der Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsver-
ordnung in Absatz 1 Nr. 1 soll die Bundesregierung 
in die Lage versetzt werden, Mißbräuchen bei der 
Anwendung der Ausnahme des § 7 Abs. 2 begegnen 
zu können. 

Die Ermächtigungen zum Erlaß einer Rechtsver-
ordnung in Absatz 1 Nr. 2 sind aus §§ 105d und 105e 
GewO übernommen und den heutigen Erfordernis-
sen entsprechend näher konkretisiert worden. Bei 
der Ermächtigung in Absatz 1 Nr. 2 c wird klarge-
stellt, daß Ausnahmen vom Verbot der Beschäfti-
gung von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen 
durch Rechtsverordnung auch aus Gründen des Ge-
meinwohls zugelassen werden können. 

Rechtsverordnungen, die auf Grund des § 105 d 
GewO erlassen wurden und noch heute von Bedeu-
tung sind, bleiben nach § 26 in Kraft. 

Zu Absatz 2 

Die Landesregierungen sollen die Möglichkeiten 
behalten, eine Rechtsverordnung in den Fällen des 

Absatzes 1 Nr. 2 a zu erlassen, soweit die Bundesre-
gierung von ihrer Ermächtigung nicht Gebrauch 
macht. Eine Landesverordnung kommt etwa in Fra-
ge, wenn das Regelungsbedürfnis regionaler Art 
ist. 

Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 Nr. 1 soll die Aufsichtsbehörde die 
Befugnis erhalten, bei Auslegungszweifeln, ob eine 
Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen nach § 7 
Abs. 2 Satz 1 zulässig ist, im Einzelfall durch Ver-
waltungsakt eine schnelle Klärung herbeizuführen. 
Der Verwaltungsakt kann mit den üblichen Rechts-
mitteln angefochten werden. Die Ermächtigungen 
für die Aufsichtsbehörde in Absatz 3 Nr. 2 entspre-
chen den Ermächtigungen in § 105 b Abs. 2 und in 
§ 105 f GewO. 

Zu § 10 Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen 

Das Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen wird in 
Absatz 1 nicht zuletzt wegen des Internationalen 
Abkommens über das Verbot der Nachtarbeit der 
gewerblichen Arbeiterinnen vom 26. September 
1906 (RGBl. 1911 S. 5) aus § 19 Abs. 1 und 2 AZO 
übernommen. Mit der Beschränkung des Nachtar-
beitsverbots auf Arbeiterinnen, wie sie auch im In-
ternationalen Abkommen über das Verbot der 
Nachtarbeit der gewerblichen Arbeiterinnen ent-
halten ist, wird dem Umstand Rechnung getragen, 
daß Nacht- und Schichtarbeit hauptsächlich Arbei-
terinnen gesundheitsschädlich trifft und bei diesen 
zu der besonderen Belastung durch die Nachtarbeit 
meist noch die Belastung durch körperliche Arbei-
ten an sich hinzukommt. Das Bundesverfassungs-
gericht hat in seinem Beschluß vom 25. Mai 1956 
(BVerfGE 5, 9, 12) das Nachtarbeitsverbot des § 19 
AZO für verfassungegemäß erklärt und zuletzt in 
seiner Entscheidung vom 13. November 1979 
(BVerfGE 52, 369, 374) darauf hingewiesen. Nach 
dem neuesten Stand der arbeitsmedizinischen For-
schung läßt sich nicht eindeutig nachweisen, daß 
Frauen stärker als Männer durch Nachtarbeit in 
ihrer Gesundheit gefährdet werden. Ebensowenig 
kann jedoch umgekehrt belegt werden, daß Nacht-
arbeit für Frauen (nur) in gleichem Maße wie für 
Männer nachteilig ist. Arbeitsmedizinische Sach-
verständige empfehlen daher, das Nachtarbeitsver-
bot für Arbeiterinnen beizubehalten. In Absatz 1 
wird vorgeschlagen, dieser Empfehlung zu folgen, 
das geltende Nachtarbeitsverbot jedoch seinem ei-
gentlichen Sinn entsprechend auf die tatsächliche 
Nachtzeit zu beschränken. 

Die bisherigen Ausnahmen des § 19 Abs. 3 AZO 
werden in Absatz 2 Satz 1 dem gegenüber der Ar-
beitszeitordnung erweiterten Geltungsbereich an-
gepaßt. In Absatz 2 Satz 2 wird der zur Zeit beste-
hende Widerspruch zwischen § 14 Abs. 2 Nr. 2 
JArbSchG, der die Ausbildung auch der weiblichen 
Jugendlichen in Bäckereien und Konditoreien ab 5 
Uhr erlaubt, und dem § 13 Abs. 1 Bäckereiarbeits-
zeitgesetz (BAZG) i. V.  M.  § 19 Abs. 1 AZO, der die 
Beschäftigung erwachsener Frauen in Bäckereien 
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und Konditoreien bis 6 Uhr verbietet, beseitigt und 
die Frauen werden den Männern in Anlehnung an 
§ 14 Abs. 2 Nr. 2 JArbSchG gleichgestellt. 

Die Ermächtigung für die Aufsichtsbehörde in Ab-
satz 3 entspricht weitgehend § 19 Abs. 2 Satz 3 sowie 
§ 20 Abs. 1 und 4 AZO. 

Zu § 11 Beschäftigungsverbote und -beschränkun-
gen 

Besondere Beschäftigungsverbote für Arbeitneh-
merinnen sind nach den heutigen medizinischen 
und arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen und 
Erfahrungen im Bergbau unter Tage sowie in Koke-
reien, in Hochofen- und Stahlwerken sowie in Me-
tallhütten in dem in Absatz 1 vorgesehenen Umfang 
wegen der besonderen Art und Schwere der dort zu 
verrichtenden Arbeiten erforderlich. Bei diesen Ar-
beiten ist der weibliche Organismus geschlechts-
spezifisch gefährdet. In Kokereien, in Hochofen-
und Stahlwerken sowie in Metallhütten können 
darüber hinaus teratogene Gifte das werdende Le-
ben schädigen. 

Das Beschäftigungsverbot für Arbeiternehmerin-
nen im Bergbau unter Tage in Absatz 1 Nr. 1 trägt 
zugleich dem IAO-Übereinkommen Nr. 45 über die 
Beschäftigung von Frauen bei Untertagearbeiten in 
Bergwerken jeder Art vom 21. Juni 1935 (BGBl. II 
1954 S. 624) Rechnung. Nach Artikel 2 dieses Über-
einkommens darf keine Person weiblichen Ge-
schlechts bei Untertagearbeiten in Bergwerken be-
schäftigt werden. 

Nach heutigen arbeitsmedizinischen Erkenntnissen 
wären viele Frauen durch eine Beschäftigung im 
Bauhauptgewerbe körperlich überfordert. Die dort 
zu verrichtenden Arbeiten können darüber hinaus 
zu gesundheitlich nachteiligen Lageveränderungen 
der weiblichen Beckenorgane führen. Unter diesen 
Umständen erscheint es nicht vertretbar, das bishe-
rige Verbot der Beschäftigung von Frauen auf Bau-
ten ersatzlos aufzuheben. Statt dessen wird vorge-
schlagen, die Beschäftigung von Frauen im Bau-
hauptgewerbe zuzulassen, wenn durch eine arbeits-
medizinische Untersuchung festgestellt worden ist, 
daß gesundheitliche Bedenken nicht bestehen. In 
Absatz 2 Satz 2 wird sichergestellt, daß das Arbeits-
amt einer arbeitslosen Frau eine Beschäftigung im 
Bauhauptgewerbe nur mit ihrer Zustimmung zu-
weisen kann. Die in Absatz 3 vorgesehenen Aus-
nahmen entsprechen Artikel 3 des IAO-Überein-
kommens Nr. 45 über die Beschäftigung von Frauen 
bei Untertagearbeiten in Bergwerken jeder Art, wo-
nach die innerstaatliche Gesetzgebung für die in 
den Nummern 1 bis 3 bezeichneten Fallgruppen 
Ausnahmen vom grundsätzlichen Verbot in Arti-
kel 2 des IAO-Übereinkommens vorsehen kann. 

Zu § 12 Ermächtigung, Bewilligung, Anordnung 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Beschäftigungs-
verboten und -beschränkungen für Frauen durch 
Rechtsverordnung in Absatz 1 entspricht im Grund-

satz der Ermächtigung des § 16 Abs. 3 AZO. Sie ist 
auf die Abwehr einer geschlechtsspezifischen Ge-
fährdung der Arbeitnehmerin beschränkt. Anderer-
seits ist die Ermächtigung zum Schutz des werden-
den Lebens erweitert. 

Auf Grund der Ermächtigung in § 4 Abs. 4 des Mut-
terschutzgesetzes können Beschäftigungsverbote 
nur für solche Frauen erlassen werden, die bereits 
schwanger sind. Es kann aber erforderlich werden, 
die Beschäftigung von Frauen schon zu einem frü-
heren Zeitpunkt zu verbieten, um Schädigungen 
des werdenden Lebens im Frühstadium einer noch 
nicht erkannten Schwangerschaft zu vermeiden. 

Andere Spezialgesetze, wie z. B. das Chemikalien-
gesetz und das Atomgesetz, und die auf Grund die-
ser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen, wie 
z. B. Arbeitsstoffverordnung, Röntgenverordnung, 
Strahlenschutzverordnung usw., bleiben durch die 
in Absatz 1 vorgesehene Ermächtigung unberührt. 
Über die bereits in § 11 Abs. 3 geregelten gesetzli-
chen Ausnahmetatbestände hinaus soll die Auf-
sichtsbehörde ermächtigt werden, im Einzelfall 
Ausnahmen von den Beschäftigungsverboten und 
-beschränkungen in § 11 oder in einer auf Grund 
des Absatzes 1 erlassenen Rechtsverordnung zu be-
willigen, wenn die Arbeitnehmerin in den in § 11 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 sowie Abs. 2 genannten Bereichen 
nur für eine bestimmte Zeit vorübergehend tätig ist 
und eine Schädigung der Gesundheit der Arbeit-
nehmerin oder des werdenden Lebens nicht zu be-
fürchten ist. Andererseits muß die Aufsichtsbe-
hörde die Möglichkeit zum Einschreiten haben, 
wenn sie im Einzelfall feststellt, daß eine Arbeit-
nehmerin bei einer Arbeit einer geschlechtsspezifi-
schen Gefährdung ausgesetzt wird. Sie wird daher 
in Absatz 2 Nr. 2 ermächtigt, die Beschäftigung ei-
ner Arbeitnehmerin in einem solchen Einzelfall zu 
verbieten oder zu beschränken. 

Zu § 13 Außergewöhnliche Fälle 

Die Vorschrift sieht Ausnahmeregelungen für Not-
fälle und andere außergewöhnliche Fälle vor. Ab-
satz 1 und 2 Nr. 1 ist aus § 14 AZO übernommen 
worden, weil sich diese Regelung in der Praxis be-
währt hat. Absatz 2 Nr. 2 entspricht hinsichtlich der 
Vor- und Abschlußarbeiten weitgehend § 5 Abs. 3 
AZO. Die Vorschrift mußte wegen der Ausdehnung 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes auf Kranken-
häuser durch eine Ausnahme für unaufschiebbare 
Arbeiten zur Behandlung, Pflege und Betreuung 
von Personen ergänzt werden. Auch für die Land-
wirtschaft und Tierhaltung war eine besondere 
Ausnahme notwendig. 

Zu § 14 Bewilligung, Ermächtigung 

Zu Absatz i 

Die Befugnis zur Verlängerung der täglichen 
Höchstarbeitszeit in Absatz 1 Nr. 1 für kontinuierli-
che Schichtbetriebe und Montagestellen sowie in 
Absatz 1 Nr. 2 für Saison- und Kampagnebetriebe 
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ist aus § 4 Abs. 3 Satz 2 und § 8 Abs. 2 AZO übernom-
men worden. Für den Bereich des öffentlichen 
Dienstes ist in Absatz 1 Nr. 3 die Möglichkeit zu fle-
xiblen Regelungen hinsichtlich Lage und Dauer der 
Ruhezeit eröffnet, wie sie z. B. für Winterdienste 
erforderlich sind. Die Befugnis zur Kürzung der Ru-
hezeit in Absatz 1 Nr. 4 ist angelehnt an § 10 Satz 2 
AZO. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung in Absatz 2 Satz 1 entspricht inhalt-
lich § 28 AZO. Hierunter fallen auch Arbeiten aus 
Anlaß von Dienst-, Werk- und Sachleistung, die im 
Rahmen notstandsrechtlicher Regelung zu erbrin-
gen sind. Sie ist durch Satz 2 ergänzt worden, weil 
das IAO-Übereinkommen Nr. 45 (vgl. die Begrün-
dung zu § 11) eine Ausnahme im öffentlichen Inter-
esse nicht zuläßt. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung in Absatz 3 entspricht inhaltlich § 14 a 
AZO; sie ist redaktionell an die sonstigen Bestim-
mungen des Entwurfs angepaßt worden. Nach Arti-
kel 56 Abs. 1 a des Zusatzabkommens zum NATO-
Truppenstatut gelten die für die zivilen Bedienste-
ten bei der Bundeswehr maßgebenden arbeitsrecht-
lichen Vorschriften auch für die Beschäftigungsver-
hältnisse der zivilen Arbeitskräfte bei den Statio-
nierungsstreitkräften. Wenn der Bundesminister 
der Verteidigung nach § 14 Abs. 3 für die Arbeitneh-
mer in seinem Geschäftsbereich eine Rechtsverord-
nung erläßt, so gelten die Rechtsnormen dieser Ver-
ordnung nach Artikel 56 Abs. 1 a des Zusatzabkom-
mens ohne weiteres auch für die Arbeitsverhält-
nisse der zivilen Beschäftigten bei den Stationie-
rungsstreitkräften in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

Zu § 15 Aushang 

Diese Vorschrift ist aus § 24 Abs. 1 Nr. 1 AZO über-
nommen worden, um den Arbeitnehmern weiterhin 
zu ermöglichen, die für sie geltenden Schutzbestim-
mungen an geeigneter Stelle im Betrieb kennenzu-
lernen. 

Von der Übernahme der Verpflichtung des Arbeit-
gebers zum Aushang über Beginn und Ende der 
täglichen Arbeitszeit und zur Führung von Arbeits-
zeitnachweisen in § 24 Abs. 1 Nr. 2 und 3 AZO wurde 
abgesehen, weil diese Aushänge und Arbeitszeit-
nachweise einen erheblichen Verwaltungsaufwand 
in den Betrieben zur Folge haben, ohne daß dieser 
Verwaltungsaufwand für die Arbeitnehmer einen 
wesentlichen Vorteil bringt. Die zur Überwachung 
der Einhaltung dieses Gesetzes erforderlichen Un-
terlagen kann sich die Aufsichtsbehörde nach § 16 
Abs. 3 und 4 beschaffen. 

Zu § 16 Aufsichtsbehörde 

In dieser Vorschrift werden die Überwachungsauf-
gaben der Aufsichtsbehörden und deren hierzu not-

wendigen Befugnisse geregelt. Die Regelungen wer-
den weitgehend aus § 27 AZO übernommen und der 
modernen Rechtsentwicklung im Arbeitsschutz-
recht angepaßt. 

Zu Absatz 1 

Die Einhaltung 

— dieses Gesetzes, 

— der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen und 

— der auf Grund dieses Gesetzes fortgeltenden 
Rechtsverordnungen (vgl. § 22) 

ist von den nach dem Grundgesetz zuständigen Be-
hörden (Aufsichtsbehörden) zu überwachen. Grund-
sätzlich sind dies die nach Landesrecht zuständigen 
Behörden. Nach Artikel 83 des Grundgesetzes wer-
den die Bundesgesetze von den Ländern als eigene 
Angelegenheit durchgeführt. Die Bestimmung ent-
spricht im übrigen inhaltlich § 51 Abs. 1 Satz 1 
JArbSchG und § 20 Abs. 1 Mutterschutzgesetz 
(MuSchG). 

Zu Absatz 2 

Der Aufsichtsbehörde muß es ermöglicht werden, 
die Einhaltung der von ihr zu überwachenden Vor-
schriften durchzusetzen. Deshalb soll sie ermäch-
tigt werden, im Einzelfall anzuordnen, welche Maß-
nahmen der Arbeitgeber zur Erfüllung der sich aus 
diesem Gesetz und den auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen ergebenden Pflich-
ten zu treffen hat. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt wie § 27 Abs. 6 AZO die Überwa-
chungszuständigkeit für den öffentlichen Dienst 
des Bundes sowie für die bundesunmittelbaren 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts. 

Zu Absatz 4 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Aufsichtsbe-
hörden alle Auskünfte zu erteilen, die diese zur Er-
füllung ihrer Aufgaben benötigen. Er muß ihnen auf 
Verlangen auch Unterlagen über die Arbeitszeit so-
wie die Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen 
aushändigen, damit diese ihre Aufgaben erfüllen 
können. Diese Auskünfte und die Vorlage der ent-
sprechenden Unterlagen können unabhängig von 
Besichtigungen verlangt werden. Das Auskunfts-
verlangen muß nicht in Form einer Anordnung an 
den Arbeitgeber gerichtet werden. 

Der Arbeitgeber, der einem berechtigten Verlangen 
nicht entspricht, handelt ordnungswidrig gemäß 
§ 17 Abs. 1 Nr. 10. 

Zu Absatz 5 

Den Beauftragten der Aufsichtsbehörde ist es ge

-

stattet, die Arbeitsstätte zu betreten und zu besich- 
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tigen. Um diese Befugnisse wahrzunehmen, ist eine 
entsprechende Anordnung nicht notwendig. Der Ar-
beitgeber hat das tatsächliche Vorgehen der Beauf-
tragten zu dulden. Den Beauftragten der Auf sichts-
behörde stehen diese Befugnisse während der Be-
triebs- und Arbeitszeit uneingeschränkt zu. Für die 
Zeit außerhalb der üblichen Betriebs- und Arbeits-
zeit und für Arbeitsstätten in Wohnungen ist die 
Besichtigung entsprechend den vom Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Beschluß vom 13. Oktober 
1971 (BVerfGE 32, 54, 75f.) im Zusammenhang mit 
Artikel 13 des Grundgesetzes aufgestellten Grund-
sätzen nur zur Verhütung von dringenden Gefahren 
zulässig. - 

Der  Arbeitgeber, der die Maßnahmen der Aufsichts-
behörde nicht duldet, handelt ordnungswidrig ge-
mäß § 17 Abs. 1 Nr. 10. 

Zu Absatz 6 

Diese Vorschrift enthält die übliche Regelung über 
das Auskunftsverweigerungsrecht (vgl. z. B. die ent-
sprechenden Bestimmungen in § 13 Abs. 1 Satz 2 
des Arbeitssicherheitsgesetzes, § 52 Abs. 5 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes). 

Zu § 17 Straf- und Bußgeldvorschriften 

Verstöße des Arbeitgebers gegen die im Gesetz ent-
haltenen oder durch Rechtsverordnung zu schaffen-
den Verpflichtungen werden grundsätzlich als Ord-
nungswidrigkeit geahndet (Absatz 1). Entsprechend 
der bisherigen Bestimmung in § 24 Abs. 3 AZO wird 
zwischen schwerwiegenderen und leichteren Ord-
nungswidrigkeiten unterschieden (Absatz 2). Die 
Höhe der Geldbuße ist angesichts der dem Arbeit-
nehmer drohenden Gefahren bei Verwirklichung 
der Ordnungswidrigkeitstatbestände notwendig. 
Als Bußgeldrahmen sind für die Ordnungswidrig-
keiten nach Absatz 1 Nr. 1 bis 7 sowie 9 und 11 zehn-
tausend Deutsche Mark und für die Ordnungswid-
rigkeiten nach Absatz 1 Nr. 8 und 10 fünftausend 
Deutsche Mark vorgesehen. 

Bestimmte ordnungswidrige Handlungen werden 
als Straftaten qualifiziert, wenn durch sie vorsätz-
lich die Gesundheit oder die Arbeitskraft von Ar-
beitnehmern gefährdet oder wenn sie beharrlich 
wiederholt werden. Als Strafrahmen ist — wie bei 
solchen Qualifikationstatbeständen üblich (z. B. 
§ 148 GewO) — Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder Geldstrafe vorgesehen. 

Zu § 18 Nichtanwendung des Gesetzes 

Zu Absatz I 

Die Vorschrift des Absatzes 1 trägt den Besonder-
heiten bei der Arbeitszeit bestimmter Personen-
gruppen Rechnung. 

Zur Bestimmung des Begriffs der Angestellten in 
leitender Stellung (Nummer 1) wird aus Gründen 
der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit auf die be-

kannte Legaldefinition dieses Personenkreises in 
§ 5 Abs. 3 des Betriebsverfassungsgesetzes verwie-
sen. 

In Nummer 2 werden entsprechend der §§ 7 und 14 
Abs. 3 des Bundespersonalvertretungsgesetzes die 
Leiter von Dienststellen, deren Vertreter sowie Be-
schäftigte, die zu selbständigen Entscheidungen in 
Personalangelegenheiten befugt sind, vom Anwen-
dungsbereich des Gesetzes ausgenommen. 

In Nummer 3 ist eine Abgrenzung vorgesehen, bei 
der die Selbstbestimmung der Arbeitszeit das maß

-

gebende Kriterium ist. Arbeitnehmer, die Dauer 
und Lage ihrer Arbeitszeit selbst bestimmen kön-
nen und deshalb keine Überstundenzuschläge er-
halten, bedürfen keines Arbeitszeitschutzes. 

Nummer 4 ist vor allem wegen der besonderen Ver-
hältnisse in der Landwirtschaft eingefügt worden. 
Der Begriff „Familienangehörige" umfaßt den Ehe-
gatten, Verwandte und Verschwägerte im Sinne des 
Bürgerlichen Rechts sowie Pflegekinder und 
Pflegeeltern. 

Die Beschäftigung von Arbeitnehmern im Fami-
lienhaushalt (Nummer 5) unterliegt auch der der-
zeit geltenden Arbeitszeitordnung (§ 1 Abs. 1 AZO) 
nicht. 

Nummer 6 stellt klar, daß das Gesetz auf den litur-
gischen Bereich der Kirchen und der Religionsge-
sellschaften keine Anwendung findet. Der litur-
gische Bereich fällt unter die Bestimmung des Arti-
kels 4 Abs. 2 des Grundgesetzes, die auch die zeit-
lich ungestörte Religionsausübung gewährleistet. 

Zu Absatz 2 

Mit der Vorschrift des Absatzes 2 wird klargestellt, 
daß für die Beschäftigung von Personen, die noch 
keine 18 Jahre alt sind, grundsätzlich anstelle die-
ses Gesetzes das Jugendarbeitsschutzgesetz An-
wendung findet. Ausgenommen sind die §§ 10 und 
12, die auch für die Beschäftigung und Ausbildung 
weiblicher Jugendlicher gelten sollen. 

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 wird klargestellt, daß für die Beschäfti-
gung von Arbeitnehmern auf Kauffahrteischiffen 
anstelle dieses Gesetzes das Seemannsgesetz An-
wendung findet. 

Zu Absatz 4 

Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern in Bäk-
kereien und Konditoreien findet nach Absatz 4 an-
stelle dieses Gesetzes — ausgenommen die §§ 10 bis 
12 — das Bäckereiarbeitszeitgesetz Anwendung. 

Zu § 19 Beschäftigung im öffentlichen Dienst 

Die Regelung in Absatz 1 entspricht inhaltlich § 13 
AZO. Im öffentlichen Dienst kann wegen der Zu

-

sammenarbeit von Beamten und Arbeitnehmern 
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ein Interesse an einer einheitlichen Arbeitszeit für 
Beamte und Arbeitnehmer bestehen. § 19 sieht des-
halb vor, daß die zuständige Dienstbehörde die für 
Beamte geltenden Bestimmungen über die Arbeits-
zeit auf die Arbeitnehmer übertragen kann, wenn 
eine tarifvertragliche Regelung nicht besteht. Die 
§§ 1 bis 10 finden dann insoweit keine Anwendung. 

Die besonderen Aufgaben des öffentlichen Dien-
stes, insbesondere die Aufrechterhaltung der Funk-
tionsfähigkeit der Gerichte und Behörden, können 
vorläufige Ausnahmen erforderlich machen. In Ab-
satz 2 ist deshalb vorgesehen, daß die Aufsichts-
behörde derartige Ausnahmen befristet bis zur 
Dauer eines Jahres zulassen kann. 

Zu § 20 Beschäftigung in der Luftfahrt 

Diese Vorschrift trägt den Besonderheiten in der 
Luftfahrt Rechnung. Die aus Gründen der Ver-
kehrssicherheit erlassenen Vorschriften bleiben un-
berührt und gehen den arbeitsschutzrechtlichen 
Regelungen vor. 

Zu § 21 Änderung von Gesetzen 

Zu Absatz 1 

In Absatz 1 wird das Seemannsgesetz an die neue 
Arbeitszeitkonzeption angepaßt: 

Durch den neu eingefügten § 89 a (Nummer 1) er-
halten die Tarifvertragsparteien und auf Grund ei-
nes Tarifvertrags die Betriebspartner die Möglich-
keit, über das geltende Recht hinaus den Kapitän 
zur Anordnung von zwei Überstunden pro Tag zu 
ermächtigen. Bisher war die Befugnis des Kapitäns 
darauf beschränkt, solche Arbeitszeitverlängerun-
gen in „sonstigen dringenden Fällen" anzuordnen, 
woran sich die Praxis vielfach nicht gehalten hat. 
Durch die Neufassung des § 92 (Nummer 2), den 
Wegfall des § 93 (Nummer 3) und die Neufassung 
des § 143 Abs. i Nr. 8 (Nummer 11) wird die Beschäf-
tigung weiblicher Besatzungsmitglieder an die neue 
Frauenarbeitsschutzkonzeption angepaßt (vgl. 
hierzu die Begründung zu §§ 11 und 12). 

Die § 104 Abs. 2 und 3 (Nummer 6) und § 140 (Num-
mer 9) werden der neuen Tariföffnungsklausel an-
gepaßt. Das staatliche Genehmigungserfordernis 
entspricht der Konzeption der neuen Arbeitszeitre-
gelung nicht mehr. 

Die besonderen Verhältnisse auf den Fähr-, Förder- 
und Seebäderschiffen, welchen durch die Ausnah-
mevorschrift des § 141 Rechnung getragen wird, be-
stehen auch auf anderen Fahrgastschiffen. Dies be-
trifft insbesondere die Lage der Arbeitszeit für das 
Küchen- und Bedienungspersonal, die durch das 
Seemannsgesetz eingeschränkt ist. Da es sich bei 
einem Fahrgastschiff im Bedienungssektor um ei-
nen Betrieb handelt, der einem Hotel- und Gaststät-
tenbetrieb an Land vergleichbar ist, sollten die Ar-
beitszeiten grundsätzlich auch in die Abendstunden 
verlegt werden können, was nach der derzeitigen 
Rechtslage nicht möglich ist. Um diese Möglichkeit 

über einen Tarifvertrag zu schaffen, ist die Ände-
rung des § 141 (Nummer 10) erforderlich. Die Num-
mern 4, 5, 7, 8 und 12 enthalten redaktionelle Folge-
änderungen. 

Zu Absatz 2 

Mit der Änderung des Gesetzes über die Arbeitszeit 
in Bäckereien und Konditoreien in Absatz 2 werden 
der noch aus der NS-Zeit herrührende Begriff „Ta-
rifordnung" durch die heutige gesetzliche Termino-
logie „Tarifvertrag", „Betriebsvereinbarung" ersetzt, 
§ 11 über die Mehrarbeitsvergütung gestrichen und 
§ 13, der noch auf die alte Arbeitszeitordnung ver-
weist, neu gefaßt. Die Befugnisse des Reichsarbeits-
ministers sind bereits nach Artikel 129 Abs. 1 des 
Grundgesetzes auf die nunmehr sachlich zuständi-
gen Stellen der Länder übergegangen. Einer Klar-
stellung bedarf es insoweit nicht. 

Zu Absatz 3 

Wegen der Neuregelung der Sonn- und Feiertags-
ruhe in den §§ 7 bis 9 ist es notwendig, die §§ 105 a 
bis 105j GewO zu streichen und die dadurch beding-
ten Folgeänderungen in der Gewerbeordnung vor-
zunehmen. 

Zu Absatz 4 

In Absatz 4 Nr. 1 soll durch die vorgeschlagene Er-
gänzung des Ausnahmekatalogs des § 8 Abs. 3 des 
Mutterschutzgesetzes werdenden und stillenden 
Müttern ermöglicht werden, ihre gewohnte Tätig-
keit bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen 
und anderen Aufführungen im Rahmen der Aus-
nahme des § 8 Abs. 3 bis 23 Uhr auszuüben. Dies hat 
sich in der Vergangenheit als unbedenklich heraus-
gestellt. 

Nach der aus dem Jahre 1952 stammenden Vor-
schrift des § 9 Abs. 1 Satz 1 des Mutterschutzgeset-
zes ist die Kündigung gegenüber einer Frau wäh-
rend der Schwangerschaft unzulässig, wenn dem 
Arbeitgeber zur Zeit der Kündigung die Schwanger-
schaft bekannt war oder innerhalb zweier Wochen 
nach Zugang der Kündigung mitgeteilt wird. Das 
Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluß 
vom 13. November 1979 (BVerfGE 52, 357, 365 f.) ent-
schieden, daß diese Vorschrift insoweit mit Artikel 
6 Abs. 4 des Grundgesetzes unvereinbar ist, als sie 
den besonderen Kündigungsschutz Arbeitnehme-
rinnen entzieht, die im Zeitpunkt der Kündigung 
schwanger sind, ihren Arbeitgeber hierüber unver-
schuldet innerhalb zweier Wochen nach Zugang der 
Kündigung nicht unterrichten, dies aber unverzüg-
lich nachholen. In Absatz 4 Nr. 2 wird nunmehr § 9 
Abs. 1 Satz 1 des Mutterschutzgesetzes entspre-
chend der Entscheidungsformel des Beschlusses 
des Bundesverfassungsgerichts vom 13. November 
1979 formuliert. Dementsprechend erhalten 
schwangere Arbeitnehmerinnen in allen Fällen die 
Möglichkeit, die Mitteilung nachzuholen, in denen 
sie dies aus einem von ihnen nicht zu vertretenden 
Grund versäumt haben. Die Formulierung der 
neuen Vorschrift lehnt sich eng an die bisherige 
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Terminologie des Mutterschutzgesetzes an und er-
faßt dem Inhalt des § 9 Abs. i Satz i des Mutter-
schutzgesetzes entsprechend auch die Mitteilung 
über die Entbindung. 

Zu Absatz 5 

Durch die Streichung der §§ 105 a bis 105 j GewO ist 
die Verweisung auf diese Vorschriften in § 17 Abs. 6 
Satz 2 des Ladenschlußgesetzes ebenfalls zu strei-
chen (Folgeänderung). 

Zu § 22 Fortgeltung von Rechtsverordnungen 

In Absatz 1 werden die fortgeltenden Rechtsverord-
nungen bezeichnet und es wird bestimmt, auf wel-
chen Ermächtigungen diese Rechtsverordnungen 
künftig beruhen. § 11 Abs. 3 der in Absatz 1 Nr. 2 
bezeichneten Rechtsverordnung gilt mit der dort 
näher umschriebenen Maßgabe fort. 

Die Maßgabe des Absatzes 1 Nr. 2 kann von der 
Bundesregierung nach Absatz 2 durch Rechtsver-
ordnung abgelöst oder inhaltlich geändert werden. 

Zu § 23 Übergangsvorschriften für Tarifverträge 

Bestehende oder nachwirkende Tarifverträge, die 
abweichende Regelungen im Sinne der § 4 Abs. 1 
und § 8 Abs. 1 treffen, aber den in den genannten 
Vorschriften festgelegten Rahmen überschreiten, 
sollen nach Satz 1 unberührt bleiben. Ohne eine 
derartige Vorschrift verlören solche entgegenste-
henden tarifvertraglichen Regelungen mit Inkraft-
treten dieses Gesetzes ihre Wirkung. 

In Satz 2 wird bestimmt, daß bestehende oder nach-
wirkende tarifvertragliche Regelungen, in denen 
für die Beschäftigung an Feiertagen anstelle der 
Freistellung ein Zuschlag gewährt wird — wie z. B. 
im Lohntarifvertrag der Deutschen Bundesbahn —, 
durch die Vorschriften des Gesetzes ebenfalls nicht 
berührt werden. 

Zu § 24 Berlin-Klausel 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 25 Inkrafttreten, Ablösung und Übergangs-
recht 

Zu Absatz 1 

Die in Absatz 1 aufgeführten Vorschriften werden 
aufgehoben, weil sie durch dieses Gesetz und die 
inzwischen eingetretene Entwicklung überholt 
sind. 

Die Aufhebung der Verordnung über die Beschäfti-
gung von Frauen auf Fahrzeugen vom 2. Dezember 
1971 (Absatz i Nr. 20), die die Beschäftigung von 
Frauen auf Lastkraftwagen und Omnibussen auf 
Grund besonderer Eignungsuntersuchungen ab De-

zember 1971 erstmals zugelassen hat, ist darüber 
hinaus wegen des Grundsatzes der Gleichbehand-
lung von Männern und Frauen in Artikel 3 Abs. 1 
des Grundgesetzes geboten. Bei den seit Erlaß die-
ser Verordnung durchgeführten ärztlichen Untersu-
chungen sind geschlechtsspezifische Gefährdun-
gen, die eine Sonderregelung für die Beschäftigung 
von Frauen auf Fahrzeugen weiterhin erfordern 
würden, nicht festgestellt worden. Für die allge-
meine arbeitsmedizinische Betreuung der auf Fahr-
zeugen beschäftigten Arbeitnehmer — weibliche 
und männliche — reichen inzwischen die Vorschrif-
ten des Gesetzes über Betriebsärzte, Sicherheitsin-
genieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit vom 12. Dezember 1973 und die berufsgenos-
senschaftlichen Grundsätze der arbeitsmedizini-
schen Vorsorgeuntersuchungen bei Gefährdung 
durch Fahr-, Steuer- und Überwachungstätigkeiten 
aus dem Jahre 1974 aus. Aufrechterhalten wird § 11 
der Verordnung über die Beschäftigung von Frauen 
auf Fahrzeugen, der eine geschlechtsspezifische Re-
gelung des Hebens und Tragens von Lasten durch 
Arbeitnehmerinnen im Zusammenhang mit ihrer 
Beschäftigung auf Kraftfahrzeugen enthält. 

Die Tätigkeiten und Produktionsabläufe, die in der 
Bekanntmachung betreffend Ausnahmen von dem 
Verbot der Sonntagsarbeit im Gewerbebetrieb (Ab-
satz 1 Nr. 17) aufgeführt sind, werden überwiegend 
nicht mehr angewendet und sind überdies tech-
nisch veraltet. Die Beschäftigung von Arbeitneh-
mern bei einzelnen Produktionsabläufen oder Ver-
fahren, die in der betrieblichen Praxis noch Anwen-
dung finden, ist nach § 7 Abs. 2 im bisherigen Um-
fang möglich. Aus diesen Gründen kann auch die in 
Absatz 1 Nr. 16 aufgeführte Bekanntmachung ent-
fallen. Entsprechendes gilt für die Absatz 1 Nr. 16 
genannte Bekanntmachung. 

Zu Absatz 2 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluß 
vom 13. November 1979 das Hausarbeitstagsgesetz 
von Nordrhein-Westfalen mit Artikel 3 Abs. 2 des 
Grundgesetzes für unvereinbar erklärt, soweit der 
Hausarbeitstag weiblichen, aber nicht männlichen 
alleinstehenden Arbeitnehmern mit eigenem Haus-
stand gewährt wird (BVerfGE 52, 369, 374 f.). Es hat 
den Gesetzgeber aufgefordert, eine verfassungskon-
forme Regelung zu schaffen und zugleich darauf 
hingewiesen, daß hierbei mehrere Wege offenste-
hen. In Absatz 2 wird die Aufhebung der Hausar-
beitstagsregelungen vorgeschlagen, weil für deren 
Beibehaltung unter gleichzeitiger Ausdehnung auf 
Männer kein besonderes Bedürfnis mehr besteht. 
Der Hausarbeitstag wurde durch die Freizeitanord-
nung von 1943 eingeführt, um die Leistungsfähig-
keit der Frauen, „die wegen häuslicher Pflichten 
nicht voll einsatzfähig waren", während des Krieges 
zu erhalten. Diese Regelung wurde in den Jahren 
1948/49 durch Hausarbeitstagsgesetze der Länder 
Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen erweitert, um die Belastungen der er-
werbstätigen Frauen in der Nachkriegszeit in zu-
mutbaren Grenzen zu halten. Diese Voraussetzun-
gen sind inzwischen weggefallen. Außerdem ist die 
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regelmäßige Arbeitszeit von damals 48 Stunden in 
der Woche inzwischen durch Tarifvertrag für 99 % 
der Arbeitnehmer auf 40 Stunden in der Woche ver-
kürzt worden. Gleichzeitig ist die Hausarbeit durch 
moderne technische Haushaltsgeräte erheblich er-
leichtert worden. 

Der Termin für das Außerkrafttreten der Hausar-
beitstagsregelungen ist auf den 29. Januar 1980 fest-
gesetzt. Er ist zu verallgemeinern, weil die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
13. November 1979 an diesem Tag bekanntgegeben 
wurde und das Hausarbeitstagsgesetz von Nord-
rhein-Westfalen von diesem Tag an nicht mehr an-

zuwenden ist. Dabei wird davon ausgegangen, daß 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
nicht eine spezielle, nur für Nordrhein-Westfalen 
bedeutsame Fragestellung betraf, sondern die über-
geordnete und damit alle Hausarbeitstagsregelun-
gen betreffende Problematik der Ungleichbehand-
lung von Mann und Frau. 

Zu Absatz 3 

In diesem Absatz sind die notwendigen Übergangs-
regelungen vorgesehen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun-
desrates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bun-
desrates wegen Regelungen des Verwaltungs-
verfahrens nach Artikel 84 Abs. 1 GG (z. B. § 4 
Abs. 4, § 9 Abs. 3 Nr. 1, § 14 Abs. 2 Satz 1, § 16 
Abs. 4). 

2. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

a) Der Bundesrat begrüßt die Absicht der Bun-
desregierung, mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf das Arbeitszeitrecht zu entbürokra-
tisieren und zusammenzufassen und den 
Tarifvertragsparteien im Interesse eines 
sachgerechten Arbeitszeitschutzes mehr 
Befugnisse zu übertragen. 
Nach Ansicht des Bundesrates ist aber den 
vielfältigen Gegebenheiten der Klein- und 
Mittelbetriebe bzw. der Saisonbetriebe im 
vorliegenden Gesetzentwurf noch nicht aus-
reichend Rechnung getragen. Der Bundes-
rat bittet deshalb die Bundesregierung, den 
Gesetzentwurf entsprechend den hierzu ge-
machten Einzelvorschlägen zu ändern. 

b) Der Bundesrat hält es für geboten, daß im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah-
rens die besonderen Belange der Forschung 
auch im Arbeitszeitrecht gebührend berück-
sichtigt werden. Er ist der Auffassung, daß 
die Zukunftsaufgaben in der Forschung und 
Entwicklung nur bewältigt werden können, 
wenn die Wissenschaft die notwendige Frei-
heit beim Arbeitseinsatz erhält. Für wissen-
schaftliches Arbeiten sind Ausnahmen er-
forderlich, die es erlauben, ohne eine enge 
Begrenzung der täglichen Arbeitszeit tätig 
sein zu können. Insbesondere müssen wich-
tige Einrichtungen wie z. B. Datenverarbei-
tungsanlagen ohne größere Hemmnisse 
auch zur Nachtzeit und an Wochenenden ge-
nutzt werden können. 

3. Zu§§1, 3,10 

Die Bundesregierung wird gebeten, im Verlauf 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, ob den Bedürfnissen des Schichtdienstes 
im öffentlichen Bereich durch die Regelungen 
des Entwurfs, insbesondere durch die Vor-
schriften der §§ 1, 3 und 10 des Entwurfs, aus-
reichend Rechnung getragen ist. 

4. Zu § 1 

In § 1 ist im zweiten Halbsatz die Zahl „3" durch 
die Zahl „4" und die Zahl „12" durch die Zahl 
„16" zu ersetzen. 

Begründung 

Eine Ausweitung des Ausgleichszeitraums er-
scheint vor allem im Hinblick auf die Gegeben-
heiten der Klein- und Mittelbetriebe sowie die 
Erfordernisse bei saisongebundenem Arbeits-
anfall notwendig. 

5. Zu §§ 1, 4 Abs. 1 Nr. 1 nach Buchstabe c 

In § 1 sind die Worte „, bei Vor- und Abschluß

-

arbeiten 9 Stunden werktäglich" zu streichen; 

in § 4 Abs. 1 Nr. 1 ist nach Buchstabe c folgen-
der Buchstabe d einzufügen: 

„d) die Arbeitszeit bei Vor- und Abschlußarbei-
ten bis zu 10 Stunden werktäglich zu ver-
längérn, wenn innerhalb von 3 Kalender-
monaten oder innerhalb von 12 Wochen im 
Durchschnitt 9 Stunden werktäglich nicht 
überschritten werden,". 

Begründung 
Ein Bedürfnis für eine Sonderregelung bei Vor-
und Abschlußarbeiten besteht nicht, weil ein 
ausreichender Spielraum für den Arbeitgeber 
bereits dadurch erreicht wird, daß er die Ar-
beitszeit bis zu 10 Stunden verlängern darf, 
wenn innerhalb von 3 Kalendermonaten oder 
innerhalb von 12 Wochen im Durchschnitt 8 
Stunden werktäglich nicht überschritten wer-
den. 

Nach dem Entwurf ist es möglich, Arbeitneh-
mer in der Woche bis zu 54 Stunden zu beschäf-
tigen. 

Sollte in atypischen Fällen diese Regelung 
nicht ausreichend sein, sollte die tarifvertragli-
che Regelung (vgl. Ergänzung des § 4 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe d) die notwendigen Arbeitszeit-
verlängerungen ermöglichen. 

6. Zu §§ 2, 4 Abs. 1 Nr. 2 

Der bisherige Text des § 2 wird Absatz 1; es ist 
folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Die Ruhepausen müssen in angemesse-
ner zeitlicher Lage gewährt werden."  

Folgeänderung 

In § 4 Abs. 1 Nr. 2 sind nach dem Zitat „§ 2" die 
Worte „Abs. 1" einzufügen. 
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Begründung 

Durch die vorgeschlagene Änderung soll ver-
hindert werden, daß Ruhepausen nach Absatz 1 
kurz nach Beginn oder vor Ende der Arbeitszeit 
gewährt werden. 

7. Zu § 3 

Der bisherige Text des § 3 wird Absatz 1; es ist 
folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) In Gaststätten und anderen Einrichtun-
gen zur Bewirtung oder Berherbergung sowie 
im Verkehrswesen darf die ununterbrochene 
Ruhezeit auf 10 Stunden verkürzt werden, 
wenn die Kürzung innerhalb eines Zeitraumes 
von 4 Kalendermonaten ausgeglichen wird." 

Begründung 

Die Regelung des § 12 Abs. 1 Arbeitszeitord-
nung hat sich grundsätzlich bewährt. Sie sollte 
unter Berücksichtigung des Schutzzieles und 
unter Ausweitung des Ausgleichszeitraumes 
auf 4 Monate in das Arbeitszeitgesetz übernom-
men werden. Auch hier erscheint eine Auswei-
tung des Ausgleichszeitraumes im Hinblick auf 
die Gegebenheiten der Klein- und Mittelbe-
triebe sowie die Erfordernisse bei saisongebun-
denem Arbeitsanfall notwendig. 

8. Zu § 4 Abs. 1, § 8 

In § 4 Abs. 1 und in § 8 vor Nummer 1 sind 
jeweils die Worte „oder Arbeitszeitfragen im 
Tarifvertrag nicht geregelt werden" zu strei-
chen. 

Begründung 

Die Zulassung einer Betriebsvereinbarung 
durch Tarifvertrag und das Fehlen einer Rege-
lung von Arbeitszeitfragen im Tarifvertrag un-
terscheiden sich grundlegend. Bei einer aus-
drücklichen Zulassung haben die Tarifvertrags-
parteien geprüft, inwieweit es angebracht ist, 
den Betriebspartnern einen Entscheidungs-
spielraum einzuräumen. Erforderlichenfalls 
werden die Gestaltungsmöglichkeiten der Be-
triebspartner eingeschränkt. Allein aus dem 
Fehlen der Regelung von Arbeitszeitfragen im 
Tarifvertrag kann nicht geschlossen werden, 
daß Regelungen durch Betriebsvereinbarung 
geboten sind und auch von den Tarifvertrags-
parteien für sinnvoll erachtet werden. 

9. Zu § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte 
klargestellt werden, daß -- entgegen der grund-
sätzlichen Bestimmung des § 1 — die auf 
Grund der Ermächtigung des § 4 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a verlängerte Arbeitszeit eines Aus-
gleichs an anderen Tagen nicht bedarf. 

10. Zu § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 

In § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b ist das Wort 
„Ausgleichszeitraum" durch die Worte „Aus-
gleichszeitraum von höchstens 6 Monaten" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Aus Gesundheitsschutzgründen ist eine Be-
grenzung des abweichend festgelegten Aus-
gleichszeitraumes erforderlich. 

11. Zu § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c 

In § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c sind die Worte 
„unabhängig von der Festlegung eines Aus-
gleichszeitraums" durch die Worte „ohne Aus-
gleich" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung; der Wille 
des Gesetzgebers geht dahin, eine Verlänge-
rung ohne Ausgleich zu ermöglichen. 

12. Zu § 4 Abs. 1 Nr. 3 

In § 4 Abs. 1 Nr. 3 ist das Wort „Ausgleichszeit-
raums" durch die Worte „Ausgleichszeitraums 
von höchstens 6 Monaten" zu ersetzen. 

Begründung 

Aus Gesundheitsschutzgründen ist eine Be-
grenzung des Ausgleichszeitraumes erforder-
lich. 

13. Zu § 4 Abs. 1 nach Nummer 5 
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 

In § 4 Abs. 1 ist nach Nummer 5 folgende Num-
mer 5 a einzufügen: 

„5 a. abweichend von den §§ 1 und 3 für Kraft-
fahrer und Beifahrer die Höchstdauer der 
täglichen Arbeitszeit sowie die Mindest-
dauer der Ruhezeit im Rahmen der Vor-
schriften der Europäischen Gemeinschaft 
über die Harmonisierung bestimmter Sozi-
alvorschriften im Straßenverkehr zu re-
geln,". 

Folgeänderung 

In § 4 Abs. 1 Nr. 3 sind die Worte „im Personen-
nahverkehr sowie" zu streichen. 

Begründung 

Gemäß Nr. 53 AV AZO besteht zur Zeit die 
Möglichkeit, durch Tarifvertrag eine von den 
Nrn. 50 bis 52 AV AZO abweichende Regelung 
der Dauer des Dienstes am Steuer, der Arbeits-
schicht, der Ruhepausen und Ruhezeiten zuzu-
lassen. Die Tarifpartner haben hiervon bei der 
Regelung der Schichtzeit und der Ruhezeit im 
Rahmen der durch die Verordnung (EWG) 
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Nr. 543/69 gesetzten Grenzen Gebrauch ge-
macht. Es bedarf einer entsprechenden Er-
mächtigung, um diese bewährte tarifliche Re-
gelung auch weiterhin zu ermöglichen. 

14. Zu § 4 Abs. 1 Nr. 7 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte 
klargestellt werden, ob nicht der Begriff der 
„anderen Arbeitgeber, die die für den öffentli-
chen Dienst geltenden Tarifverträge anwen-
den" zu unbestimmt ist und damit zu einer un-
angemessenen Ausweitung der Abweichungs-
möglichkeiten führen könnte und ob die Vor-
schrift des § 4 Abs. 1 Nr. 7 im Hinblick auf Arti-
kel 56 Abs. 1 a des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut für Stationierungsstreit-
kräfte ausreichend ist. 

15. Zu § 4 Abs. 2 Satz 2 

In § 4 Abs. 2 Satz 2 sind die Worte „überwiegend 
öffentliche Mittel erhalten" durch die Worte 
„die Kosten des Betriebs überwiegend mit Zu-
wendungen im Sinne des Haushaltsrechts dek-
ken" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Formulierung „öffentliche Mittel erhalten" 
ist ungenau und kann zu Auslegungsschwierig-
keiten führen. Unter den Zuwendungsbegriff 
im Sinne des Haushaltsrechts fallen insbeson-
dere nicht die vertraglichen Entgelte, die für 
gleichwertige Leistungen erbracht werden. 

16. Zu § 4 Abs. 3 nach Satz 1 

In § 4 Abs. 3 nach Satz 1 ist folgender Satz 2 
einzufügen: 

„Soweit es zur Behandlung und Betreuung von 
Patienten zwingend erforderlich ist, können für 
Krankenhausträger die in Absatz 1 Nr. 6 vorge-
sehenen Regelungen auch ohne Tarifvertrag 
oder Betriebsvereinbarung getroffen  werden."  

Begründung 

Unabhängig von der Möglichkeit des Zustande-
kommens tarifvertraglicher Regelungen oder 
von Betriebsvereinbarungen gemäß § 4 Abs. 1 
Nr. 6 muß vorrangig sichergestellt bleiben, daß 
in Krankenhäusern, insbesondere in Universi-
tätskliniken, die Patientenversorgung ohne 
Einschränkung gewährleistet ist. 

Würde diese Ergänzung unterbleiben, müßten 
in den Krankenhäusern ständig überhöhte, an 
einem Spitzenbedarf orientierte Personalreser-
ven vorgehalten werden. Die Folge wären nicht 
unerhebliche Mehrkosten — allein im staatli-
chen Bereich bundesweit ca. 10 Mio. DM —, die 
der angestrebten Kostendämpfung im Gesund-
heitswesen zuwiderlaufen würden. 

17. Zu § 4 Abs. 4 

In §4 ist Absatz 4 zu streichen. 

Begründung 

Die Zulassung von Einzelausnahmen in einem 
Bereich, in dem Regelungen durch Tarifvertrag 
üblicherweise nicht getroffen werden, ist ein 
verfehlter Ansatz zur Problemlösung. Wegen 
der in der Regel gleichen Ausgangslage für die 
Ausnahmeanträge kann nur eine einheitliche 
Regelung durch den Erlaß einer Rechtsverord-
nung in Betracht kommen. 

18. Zu § 4 nach Absatz 5 

In § 4 ist nach Absatz 5 folgender Absatz 6 
anzufügen: 

„(6) Die Höchstarbeitszeit nach § 1 kann für 
Gaststätten und andere Einrichtungen zur Be-
wirtung und Beherbergung auf 12 Stunden aus-
gedehnt werden, wenn die regelmäßige Arbeits-
zeit eines Arbeitnehmers in der Woche nicht 
mehr als 28 Stunden beträgt und zwischen dem 
Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer eine an-
dere Regelung vereinbart ist." 

Begründung 

Für Arbeitnehmer, deren Arbeitszeit wöchent-
lich nicht mehr als 28 Stunden beträgt, fehlt 
das Schutzbedürfnis nach § 1. Insbesondere 
sollte für Aushilfsarbeitskräfte, die nur an we-
nigen Tagen in der Woche arbeiten, die Mög-
lichkeit einer längeren Beschäftigungszeit be-
stehen. 

19. Zu § 6 und weiteren Vorschriften 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob eine Definition 
des Begriffs „Landwirtschaft" in das Gesetz 
selbst aufgenommen werden kann. Zwar ist 
eine Definition der Landwirtschaft in der Be-
gründung (zu § 4 Abs. 1) enthalten. Verschie-
dene Gesetze weisen jedoch Begriffsbestim-
mungen der Landwirtschaft auf, die hiervon ab-
weichen (vgl. etwa die Definitionen im Bau-
recht — § 146 BBauG —, Steuerrecht — § 13 
EStG —, im Recht der landwirtschaftlichen Al-
tershilfe — § 1 GAL). Um Zweifel auszuschlie-
ßen, sollte daher auch für den Bereich des Ar-
beitszeitrechts eine Definition in das Gesetz 
selbst aufgenommen werden. Hierfür würde 
sich § 6 eignen, in dem bereits andere Begriffs-
bestimmungen vorgesehen sind. 

20. Zu § 7 Abs. 2 

In § 7 Abs. 2 sind in den Eingangsworten die 
Worte „, sofern dies erforderlich ist," zu strei-
chen. 

Begründung 

Aus Gründen der Rechtsklarheit sollte von ei

-

ner Relativierung der Ausnahmen über die Be- 
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schäftigung von Arbeitnehmern an Sonn- und 
Feiertagen abgesehen werden. Es ist ohnedies 
kaum damit zu rechnen, daß Arbeitnehmer 
ohne zwingende Notwendigkeit an Sonn- und 
Feiertagen zur Arbeit herangezogen werden. 

21. Zu § 7 Abs. 2 Nr. 1 und 15 

In § 7 Abs. 2 sind in Nummer 1 nach dem Wort 
„Rettungsdiensten" die Worte „und bei der Feu-
erwehr" einzufügen sowie in Nummer 15 die 
Worte ,,, bei der Bewachung von Betriebsanla-
gen und bei der Feuerwehr" durch die Worte 
„und bei der Bewachung von Betriebsanlagen" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Alle Feuerwehren müssen mit ihrem gesamten 
Personal Tag und Nacht einsatzfähig sein. 

22. Zu § 7 Abs. 3 nach Satz 1 

In § 7 Abs. 3 ist nach Satz 1 folgender Satz ein-
zufügen: 

„Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn die regel-
mäßige Arbeitszeit eines Arbeitnehmers nicht 
mehr als 28 Stunden in der Woche beträgt und 
eine ununterbrochene Beschäftigung an Sonn-
tagen für eine Zeit bis höchstens 4 Monate zwi-
schen Arbeitnehmer und Arbeitgeber verein-
bart ist."  

Begründung 

Auch hier fehlt das Schutzbedürfnis für Arbeit-
, nehmer, die nicht mehr als 28 Stunden in der 
Woche arbeiten und deren Vereinbarung über 
die Sonntagsarbeit 4 Monate nicht überschrei-
ten. 

23. Zu § 7 Abs. 4 Satz 1 und 2 

In § 7 Abs. 4 sind in Satz 1 nach den Worten „an 
mindestens einem" und in Satz 2 nach den Wor-
ten „mindestens einen halben" jeweils die 
Worte „nicht beschäftigungsfreien" einzufügen. 

Begründung 

Nicht jeder Werktag ist ohne weiteres auch ein 
Arbeitstag. Die Freistellung von der Beschäfti-
gung ist in diesem Zusammenhang nur sinn-
voll, wenn es sich um einen Werktag handelt, 
der nicht beschäftigungsfrei ist. 

24. Zu § 8 Satz 1 nach Nummer 3 

In § 8 Satz 1 ist nach Nummer 3 folgende Num-
mer 4 einzufügen: 

„4. abweichend von § 7 Abs. 3 Satz 2 die Ar-
beitszeit in vollkontinuierlichen Schicht-
betrieben an Sonntagen auf bis zu 12 Stun-
den zu verlängern, wenn dadurch zusätzli-
che Sonntagsfreischichten erreicht wer-
den." 

Begründung 

Es sollte den Tarifvertragsparteien überlassen 
bleiben, im Interesse eines praxisnahen Ar-
beitszeitschutzes in vollkontinuierlichen 
Schichtbetrieben die Arbeitszeit an Sonntagen 
bis zu 12 Stunden zu verlängern, wenn hier-
durch zusätzliche Sonntagsfreischichten er-
reicht werden. 

25. Zu § 9 Abs. 1 Nr. 1 

Die Bundesregierung wird gebeten, unverzüg-
lich nach dem Erlaß des Gesetzes von der Er-
mächtigung des § 9 Abs. 1 Nr. 1 Gebrauch zu 
machen und die Bereiche mit Sonn- und Feier-
tagsbeschäftigung nach § 7 Abs. 2 und die dort 
zugelassenen Arbeiten näher zu bestimmen. 

Der umfangreiche Katalog der durch § 7 Abs. 2 
zugelassenen Arbeiten wird in der Praxis zu 
vielfältigen Meinungsverschiedenheiten füh-
ren. Zahlreiche Wirtschaftszweige (z. B. Textil-
industrie) werden nun erstmals Sonntagsarbeit 
in Anspruch nehmen. Dies gilt insbesondere 
für den Fall der Beibehaltung der Regelung des 
§ 7 Abs. 2 Nr. 19. Ob eine Arbeit aus chemi-
schen, biologischen, technischen oder physika-
lischen Gründen einen ununterbrochenen Fort-
gang auch an Sonn- und Feiertagen erfordert, 
kann beim heutigen Stand von Wissenschaft 
und Technik kaum vom einzelnen Aufsichtsbe-
amten entschieden werden. Er' kann entspre-
chende Behauptungen der Arbeitgeber nur sel-
ten ohne aufwendige Untersuchungen nachprü-
fen. Es besteht die Gefahr von Fehleinschät-
zungen, die wiederum dazu benutzt werden 
könnten, die Aufsichtsbehörden gegeneinander 
auszuspielen. Auch mit Rücksicht auf den ver-
fassungsrechtlichen Auftrag des Gesetzgebers 
zum Schutz der Sonntagsruhe ist daher eine 
deutliche Eingrenzung der von § 7 Abs. 2 erfaß-
ten Arbeiten unerläßlich. 

26. Zu § 9 Abs. 1 Nr. 2 nach Buchstabe c 

In § 9 Abs. 1 Nr. 2 ist in Buchstabe c am Ende 
ein Komma einzufügen; folgender Buchstabe d 
ist anzufügen: 

„d) für den Betrieb von hochmechanisierten 
oder automatisierten Produktionsanlagen, 
bei denen infolge der Mechanisierung oder 
Automatisierung ein erheblicher Anteil 
wartender, steuernder und überwachender 
Tätigkeit vorliegt,". 

Begründung 

Durch eine solche Ergänzung soll die Bundes-
regierung ermächtigt werden, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates un-
ter Berücksichtigung des Schutzes der Arbeit-
nehmer und der Sonn- und Feiertagsruhe spe-
zifische Tätigkeiten zuzulassen. 

Zur Begründung ist darauf hinzuweisen, daß 
sich die Kapitalintensität speziell der deut- 
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schen Textilindustrie durch den technischen 
Fortschritt im vergangenen Jahrzehnt enorm 
erhöht hat. Durch optimale Kapazitätsausla-
stung und Minimierung der Anfahrzeiten und 
Auslaufzeiten der Maschinen könnten wesent-
liche Kostenentlastungen erreicht werden. Sol-
che sind angesichts des äußerst harten interna-
tionalen Wettbewerbs, insbesondere gegenüber 
den Ländern in Fernost und in der übrigen 
Dritten Welt dringend notwendig, da diese auf-
grund ihrer Sozialgesetzgebung und ihrer Ar-
beitsbedingungen von vornherein über große 
Wettbewerbsvorteile verfügen. 

Durch die Möglichkeit der 24-Stundenbetriebs-
zeit an allen 7 Wochentagen soll nicht das Ver-
bot von Sonn- und Feiertagsarbeit generell auf-
gehoben, sondern vor allem wartende, steuern-
de und überwachende Tätigkeit für den Betrieb 
von hochmechanisierten oder automatisierten 
Produktionsanlagen zugelassen werden. 

27. Zu § 9 Abs. 2 

In § 9 Abs. 2 ist folgender neuer Satz 2 anzufü-
gen: 

„Die Landesregierungen können diese Ermäch-
tigung durch Rechtsverordnung auf oberste 
Landesbehörden übertragen." 

Begründung 

Den Landesregierungen soll die Möglichkeit 
eingeräumt werden, entsprechend ihrer Ge-
schäftsverteilung die Zuständigkeit zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen zu delegieren. Dies 
dient der Verwaltungsvereinfachung, ohne 
schutzwürdige Belange zu beeinträchtigen. 

28. Zu § 10 Abs. 3 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte ge-
prüft werden, ob es durch eine Regelung in § 10 
Abs. 3 für mehrschichtige Betriebe ermöglicht 
werden kann, die Frühschicht um 5 Uhr zu be-
ginnen und die darauf folgende Spätschicht um 
24 Uhr zu beenden, wenn dadurch neue flexi-
blere Arbeitszeitregelungen erreicht werden. 

29. Zu § 11 Abs. 2 Satz 1 

In § 11 Abs. 2 Satz 1 und_ 2 sind jeweils die 
Worte „Im Bauhauptgewerbe" durch die Worte 
„Mit den eigentlichen Betriebsarbeiten des 
Bauhauptgewerbes" zu ersetzen. 

Begründung 

Nicht jede Tätigkeit im Bauhauptgewerbe führt 
zu stärkeren körperlichen Belastungen. Nach 
dem Text des Gesetzentwurfs werden z. B. auch 
Sekretärinnentätigkeiten von der Pflicht zur 
besonderen arbeitsmedizinischen Untersu-
chung erfaßt. Die Untersuchung ist aber nur 
bei einer Beschäftigung mit körperlich stark 
belastenden Arbeiten des Bauhauptgewerbes 
erforderlich. 

30. Zu § 11 Abs. 2 Satz 1 

In § 11 Abs. 2 Satz 1 sind nach den Worten „die 
Beschäftigung" die Worte „oder die Beschäfti-
gung mit bestimmten Arbeiten" einzufügen. 

Begründung 

Konkretisierung der Verbotsnorm. 

31. Zu § 11 Abs. 2 nach Satz 2 

In § 11 Abs. 2 sind nach Satz 2 folgende Sätze 
anzufügen: 

„Nach Aufnahme der Beschäftigung sind Ar-
beitnehmerinnen nach Satz 1 regelmäßig in 
zweijährigen Abständen auf Kosten des Arbeit-
gebers zu untersuchen. Eine Weiterbeschäfti-
gung ist nur zulässig, wenn der Arzt beschei-
nigt, daß hiergegen keine gesundheitlichen Be-
denken bestehen. Der Arbeitgeber hat der Ar-
beitnehmerin bei Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses die Erstschrift der ärztlichen Be-
scheinigung und im Falle des § 10 Abs. 3 die 
behördlichen Entscheidungen auszuhändigen." 

Begründung 

Das Vorliegen einer ärztlichen Bescheinigung 
nur vor Arbeitsaufnahme wird den Arbeits-
schutzbelangen nicht gerecht. Entsprechende 
Untersuchungen sollten in regelmäßigen Ab-
ständen gefordert werden und die vorzulegen-
den Atteste sollten erkennen lassen, daß gegen 
eine Weiterbeschäftigung keine gesundheitli-
chen Bedenken bestehen. 

32. Zu § 11 Abs. 3 Nr. 2 

In § 11 Abs. 3 Nr. 2 sind nach dem Wort „ihrer" 
die Worte „Ausbildung oder" einzufügen. 

Begründung 

Auch gelegentliche praktische Berufsausbil-
dungen während einer Ausbildung in anderen 
als den in § 11 Abs. 1 und 2 genannten Berufen 
sollten hier erfaßt werden. Der Begriff „Stu-
dien" allein ist insoweit nicht klar genug. 

33. Zu § 11 Abs. 3 Nr. 3 

In § 11 Abs. 3 ist Nummer 3 wie folgt zu fas-
sen: 

„3. gelegentlich in den Bereichen nach den 
Absätzen 1 und 2 in Ausübung eines ande-
ren Berufes tätig ist, wenn sie dabei keine 
schwere körperliche Arbeit verrichtet"  

Begründung 

In Ausübung eines anderen Berufes sollten 
Frauen stets in Berufsbereichen nach den Ab-
sätzen 1 und 2 gelegentlich tätig werden kön-
nen, wenn sie dabei keine schweren körperli-
chen Arbeiten zu verrichten haben. 
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34. Zu § 14 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 

In § 14 Abs. 1 Nr. 1 ist Buchstabe b zu strei-
chen. 

Begründung 

Eine Verlängerung der täglichen Arbeitszeit 
auf mehr als 10 Stunden ist im allgemeinen mit 
den Erfordernissen der Unfallverhütung nicht 
zu vereinbaren. Die Unfallgefahr ist an diesen 
Arbeitsplätzen in der Regel besonders hoch. Sie 
nimmt nach vorliegenden gesicherten Erkennt-
nissen nach der 8. Arbeitsstunde noch erheb-
lich zu. In wirklich dringenden Fällen können 
die Betriebe auf die nach § 13 gegebenen Mög-
lichkeiten zur Arbeitszeitverlängerung zurück-
greifen. 

35. Zu § 14 Abs. 1 Nr. 2 

In § 14 Abs. 1 ist an Nummer 2 folgender Halb-
satz anzufügen: 

„wenn die Verlängerung der Arbeitszeit über 8 
Stunden werktäglich durch eine entsprechende 
Verkürzung der Arbeitszeit zu anderen Zeiten 
ausgeglichen wird,". 

Begründung 

Aus Gründen des Gesundheitsschutzes sollte 
die durchschnittliche werktägliche Arbeitszeit 
8 Stunden nicht überschreiten. Über eine pra-
xisnahe Bemessung des Ausgleichszeitraums 
ist die erforderliche Anpassung der Arbeitszeit 
an die besonderen Betriebsverhältnisse mög-
lich. 

36. Zu § 15 

In § 15 sind nach dem Wort „Gesetzes" die 
Worte ,,, der auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen, für den Betrieb geltenden Rechtsverord-
nungen" einzufügen. 

Begründung 

Nach der Gesetzesbegründung bezweckt § 15, 
„den Arbeitnehmern weiterhin zu ermöglichen, 
die für sie geltenden Schutzbestimmungen an 
geeigneter Stelle im Betrieb kennenzulernen". 
Um dies zu erreichen, sollten auch die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen, für den Be-
trieb geltenden Rechtsverordnungen mit aus-
gelegt oder ausgehändigt werden. 

37. Zu§ 15 
zur Inhaltsübersicht 
zu § 17 Abs. 1 Nr. 8 

§ 15 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 15 
Aushänge, Nachweise 

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet ... (vgl. 
§ 15 des Gesetzentwurfes). 

(2) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, eine Mit-
teilung über Beginn und Ende der regelmäßi-
gen täglichen Arbeitszeit und der Ruhepausen 
im Betrieb zur Einsichtnahme auszulegen oder 
auszuhändigen. 

(3) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, Nach-
weise über Lage und Dauer der Arbeitszeit so-
wie ihre Verteilung auf den Arbeitnehmer zu 
führen, die mindestens ein Jahr aufzubewah-
ren sind." 

Folgeänderung 

In der Inhaltsübersicht sind die Worte „§ 15 
Aushang" durch die Worte „§ 15 Aushänge, 
Nachweise" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Verpflichtung der Arbeitgeber nach § 16 
Abs. 4, der Aufsichtsbehörde auf Verlangen Ar-
beitszeitnachweise vorzulegen oder zur Ein-
sicht einzusenden, geht ins Leere, wenn nicht 
gleichzeitig eine Verpflichtung zur Führung 
von Arbeitszeitnachweisen besteht. 

38. Zu § 16 Abs. 1 nach Satz 1 

In § 16 Abs. 1 ist nach Satz 1 folgender Satz an-
zufügen: 

„§ 39 b Abs. 1 Satz 3 der Gewerbeordnung gilt 
entsprechend."  

Begründung 
In Übereinstimmung mit § 27 Abs. 3 der AZO 
sollte § 139 b Abs. 1 Satz 3, der eine besondere 
Geheimhaltungsverpflichtung der Aufsichtsbe-
hörden beinhaltet, übernommen werden. Die 
gesteigerte Geheimhaltungspflicht führt zu 
einer besseren Unterrichtung der Aufsichts-
behörden über die Betriebsverhältnisse und 
damit zu einem besseren Schutz der Arbeit-
nehmer. 

39. Zu § 16 Abs. 5 Satz 1 zweiter Halbsatz 

In § 16 Abs. 5 Satz 1 sind im zweiten Halbsatz 
nach den Worten „dürfen sie" die Worte „ohne 
Einverständnis des Wohnungsinhabers" einzu-
fügen. 

Begründung 

Ebenso wie in § 139 Abs. 6 Satz 2 der Gewer-
beordnung sollte auch in § 16 Abs. 5 Satz i 
zweiter Halbsatz zum Ausdruck kommen, daß 
der Wohnungsinhaber auf die Ausübung seines 
Grundrechts der Unverletzlichkeit der Woh-
nung verzichten kann. 

40. Zu § 17 Abs. 1 Nr. 6 

§ 17 Abs. 1 Nr. 6 ist wie folgt zu fassen: 

„6. entgegen § 11 Abs. 1 eine Arbeitnehmerin 
in einem der dort bezeichneten Arbeitsbe-
reiche beschäftigt,". 
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Begründung 

Klarstellende Anpassung an die Verbotsnorm. 

41. Zu § 17 Abs. 1 Nr. 7 

§ 17 Abs. 1 Nr. 7 ist wie folgt zu fassen: 

„7. entgegen § 11 Abs. 2 Satz 1 eine Arbeitneh-
merin ohne ärztliche Bescheinigung über 
die arbeitsmedizinische Untersuchung be-
schäftigt oder mit Arbeiten beschäftigt, ge-
gen die nach dem Ergebnis dieser Untersu-
chung Bedenken bestehen." 

Begründung 

Klarstellende Anpassung an die Verbotsnorm. 

42. Zu § 17 Abs. 1 Nr. 8 

§ 17 Abs. 1 Nr. 8 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Einhaltung der Pflicht zum Aushang oder 
zur Auslage wird durch den Betriebsrat über-
wacht (§ 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG) und kann auch 
im Verwaltungswege von der Aufsichtsbehörde 
durch vollziehbare Anordnung jederzeit durch-
gesetzt werden. Der zusätzliche Einsatz des 
Ordnungswidrigkeitenrechts ist hier nicht ge-
boten. 

43. Zu § 17 Abs. 1 Nr. 10 

In § 17 Abs. 1 Nr. 10 ist das Wort „duldet" durch 
das Wort „gestattet" zu ersetzen. 

Begründung 

Anpassung an die Gebotsnorm. 

44. Zu § 17 Abs. 1 Nr. 11 

§ 17 Abs. 1 Nr. 11 ist wie folgt zu fassen: 

„11. einer Festsetzung der Beschäftigungszeit 
nach § 9 Abs. 3 Nr. 2 oder einer vollziehba-
ren Anordnung nach § 12 Abs. 2 Nr. 2 zuwi-
derhandelt." 

Begründung 

Der Ordnungswidrigkeitentatbestand ist auf 
diejenigen Teile zurückzuführen, die einer selb-
ständigen Bußgeldbewehrung fähig sind. 

§ 4 Abs. 4, § 9 Abs. 3 Nr. 1 und 2 Buchstaben a 
und b, § 10 Abs. 3, § 12 Abs. 2 Nr. 1 und § 14 
Abs. 1 und 2 Satz 1 ermächtigen nicht zu selb-
ständigen Geboten oder Verboten, sondern be-
stimmen, daß und unter welchen Voraussetzun-
gen die Aufsichtsbehörde Ausnahmen und Ab-
weichungen von anderweitig bußgeldbewehr-
ten Verhaltenspflichten zulassen bzw. deren 
Zulässigkeit feststellen kann. 

45. Zu § 17 Abs. 4 

In § 17 Abs. 4 sind nach dem Wort „Geldstrafe" 
die Worte „bis zu einhundertachtzig Tagessät-
zen" einzufügen. 

Begründung 

Übliche Fassung der Strafvorschrift (vgl. Arti-
kel 12 Abs. 4 EGStGB). § 17 Abs. 4 mindert den 
Strafrahmen der Freiheitsstrafe bei fahrlässi-
ger Begehung auf die Hälfte der vorsätzlichen 
Begehungsform. Eine entsprechend mildere 
Ahndung der fahrlässigen Zuwiderhandlung ist 
auch bei einer Geldstrafe angezeigt. Ebenso 
wie in § 15 Abs. 4 des Gesetzes über die Arbeits-
zeit in Bäckereien und Konditoreien, § 58 Abs. 6 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes und § 21 
Abs. 4 des Mutterschutzgesetzes sollten Geld-
strafen auf einhundertachtzig Tagessätze be-
grenzt werden. Dies ist die Hälfte des Strafrah-
mens, den § 40 Abs. 1 des Strafgesetzbuches für 
Fälle des § 17 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzentwurfs 
zur Verfügung stellt. Dadurch wird auch ver-
hindert, daß die anstelle einer uneinbringlichen 
Geldstrafe tretende Ersatzfreiheitsstrafe (§ 43 
des Strafgesetzbuches) den für die Freiheits-
strafe vorgesehenen Strafrahmen überschrei-
ten kann. 

46. Zu § 19 

§ 19 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 19 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst 

Im öffentlichen Dienst gelten, soweit tarifver-
tragliche Regelungen nicht entgegenstehen, die 
für Beamte geltenden Bestimmungen über die 
Arbeitszeit auch für Arbeitnehmer; insoweit 
finden die §§ 1 bis 10 keine Anwendung." 

Begründung 

Die bisherige Regelung hat sich bewährt. Ein 
zusätzlicher Formalakt der „Übertragung" 
durch die zuständige Dienstbehörde ist über-
flüssig. 

47. Zu § 21 Abs. 1 Nr. 2 
§ 21 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe c 
§ 21 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe c 
§ 21 Abs. 1 Nr. 12 

In § 21 Abs. 1 ist Nummer 2 wie folgt zu fas-
sen: 

,2. § 92 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 92 
Beschäftigung weiblicher Besatzungs

-

mitglieder 
(1) Der Kapitän und die sonstigen Vorge-

setzten weiblicher Besatzungsmitglieder 
haben dafür zu sorgen, daß diese nicht mit 
Arbeiten beschäftigt werden, bei denen sie 
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in besonderem Maße Gefahren für ihre Ge-
sundheit ausgesetzt sind. 

(2) Die Arbeitsschutzbehörde ... (weiter 
wie Text des § 92 des Gesetzentwurfes)."' 

Folgeänderungen 

In § 21 Abs. 1 Nr. 7 ist Buchstabe c zu strei-
chen. 

In § 21 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe c sind nach der 
Zahl „92" die Worte „Abs. 2" einzufügen. 

In § 21 Abs. 1 ist Nummer 12 zu streichen. 

Begründung 

Bei Neufassung des § 92 Seemannsgesetz sollte 
die Verantwortung des Kapitäns und der son-
stigen Vorgesetzten nach § 92 Abs. 1 der alten 
Fassung des Seemannsgesetzes erhalten blei-
ben. Bei der besonderen Situation des Arbeits-
schutzes auf Seeschiffen ist eine ausreichende 
Beurteilung der Tätigkeiten während der 
kurzen Hafenliegezeit kaum möglich. Die Ver-
antwortung des Kapitäns und der sonstigen 
Vorgesetzten sollte daher im Seemannsgesetz 
ausdrücklich erwähnt bleiben. 

48. Zu § 21 Abs. 1 Nr. 5 (§ 103 SeemG) 
§ 21 Abs. 1 Nr. 7 nach Buchstabe b (§ 121 
Abs. 2 Nr. 4 SeemG) 
§ 21 Abs. 1 Nr. 8 nach Buchstabe b (§ 126 
Nr. 8 SeemG) 
§ 21 Abs. 1 Nr. 11 Buchstabe b (§ 143 Abs. 1 
Nr. 14 SeemG) 
§ 25 Abs. 1 nach Nummer 22 

In § 21 Abs. 1 Nr. 11 ist Buchstabe b wie folgt zu 
fassen: 

„b) Nummer 14 wird gestrichen." 

Folgeänderungen 

In § 21 Abs. 1 ist Nummer 5 wie folgt zu fas-
sen: 

,5. § 103 Satz 2 Seemannsgesetz erhält fol-
gende Fassung: 

„Für diese gelten das Arbeitszeitgesetz; für 
Jugendliche gilt das Jugendarbeitsschutz-
gesetz."' 

In § 21 Abs. 1 Nr. 7 ist nach Buchstabe b folgen-
der Buchstabe b 1 einzufügen: 

,b 1) In Absatz 2 Nr. 4 werden die Worte „Nr. 8, 
10 oder 14" ersetzt durch die Worte „Nr. 8 
oder 10": 

In § 21 Abs. 1 Nr. 8 ist nach Buchstabe b folgen-
der Buchstabe b 1 einzufügen: 

,b 1) In Nummer 8 wird das Zitat „ , 11 oder 14" 
ersetzt durch das Zitat „oder 11": 

In § 25 Abs. 1 ist nach Nummer 22 folgende 
Nummer 23 anzufügen: 

„23. die Verordnung über die Anwendung der 
Arbeitszeitordnung auf die in § 7 Abs. 1 
Seemannsgesetz genannten Personen vom 
2. Juli 1975 (BGBl. I S. 1902)." 

Begründung 

Einer Ermächtigungsnorm zur Einführung von 
Arbeitszeitvorschriften für sonstige im Rah-
men des Schiffsbetriebs an Bord tätige Perso-
nen (§ 7 Abs. 1 Seemannsgesetz) bedarf es nicht 
mehr, da das Arbeitszeitgesetz für alle Arbeit-
nehmer und mithin auch für den genannten 
Personenkreis gilt, denn das Seemannsgesetz 
enthält im übrigen keine Arbeitszeitvorschrif-
ten für diesen Personenkreis. 

49. Zu § 21 Abs. 1 Nr. 9 (§ 140 SeemG) 

In § 21 Abs. 1 Nr. 9 wird der bisherige Text des 
§ 140 Absatz 1. 

Es ist folgender neuer Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Für Besatzungsmitglieder der Kutter- 
und Küstenfischerei können durch Arbeitsver-
trag abweichende Regelungen vereinbart wer-
den." 

Begründung 

Die Bestimmungen des Seemannsgesetzes sind 
für Fischereifahrzeuge teilweise ungeeignet. 
Aus diesem Grunde hat § 140 SeemG generell 
Ausnahmemöglichkeiten auf Grund von Tarif-
verträgen zugelassen, die auf dem Wege der 
Verweisung auf § 89 a Abs. 2 — neu — SeemG 
arbeitsvertraglich auch für nicht tarifgebun-
dene Parteien vereinbart werden können. Sol-
che Sonderregelungen sind in der Kutter- und 
Küstenfischerei nicht möglich, weil es hier 
keine Tarifverträge gibt und weil Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer auch nicht in tarifvertrags-
fähigen Organisationen zusammengefaßt sind. 
Die Regelungen des Seemannsgesetzes, von de-
nen § 140 SeemG Ausnahmen zuläßt, sind für 
die Kutter- und Küstenfischerei noch weniger 
als für die Große Hochseefischerei geeignet 
und sinnvoll. Eine Freistellung muß daher auch 
ohne das Bestehen eines Tarifvertrages mög-
lich sein. 

50. Zu § 21 Abs. 3 Nr. 4 Buchstaben a und b 
(§ 147 Abs. 2 bis 4 GewO) 

In § 21 Abs. 3 Nr. 4 sind die Buchstaben a und b 
durch folgende Buchstaben a bis c zu ersetzen: 

,a) Absatz 2 wird gestrichen, 

b) Absatz 3 wird Absatz 2; im neuen Absatz 2 
wird Nummer 1 gestrichen; die Nummern 2 
und 3 werden Nummern 1 und 2, 

c) der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und 
wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den 
Fällen des Absatzes 1 mit einer Geldbuße 
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bis zu zehntausend Deutsche Mark, in Fäl-
len des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis 
zu zweitausend Deutsche Mark geahndet 
werden."  

Begründung 

Die Nummern 2 und 3 des bisherigen Absat-
zes 3 beinhalten Verstöße gegen die §§ 139 b 
und 139 g der Gewerbeordnung. Sie müssen da-
her weiter bestehen. 

51. Zu § 22 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte 
klargestellt werden, daß die bisher nach § 105 
der Gewerbeordnung ergangenen und nach § 22 
Abs. 1 des Arbeitszeitgesetzes weitergeltenden 

Rechtsverordnungen die Anwendung der §§ 7 
und 8 des Arbeitszeitgesetzes nicht ausschlie-
ßen. 

52. Zu § 23 nach Satz 1 

In § 23 ist nach Satz 1 folgender Satz einzufü-
gen: 

„Tarifverträgen nach Satz 1 stehen auf Tarif-
verträgen beruhende betriebliche Regelungen 
gleich." 

Begründung 

Betriebliche Regelungen, die auf einem beste-
henden Tarifvertrag beruhen, sollten nach In-
krafttreten des Gesetzes fortbestehen. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 2.  

Die Bundesregierung hat dem Anliegen des Bun-
desrates in Buchstabe a soweit wie möglich bei den 
Einzelvorschlägen Rechnung getragen. 

Der Anregung des Bundesrates in Buchstabe b, die 
besonderen Belange der Forschung auch im Ar-
beitszeitrecht gebührend zu berücksichtigen, kann 
in § 13 Abs. 2 Nr. 2 durch Einfügung der Worte „ , bei 
Forschungsarbeiten" nach den Worten „bei unauf-
schiebbaren Vor- und Abschlußarbeiten" entspro-
chen werden. 

Zu 3.  

Die Bundesregierung wird diese Fragen prüfen. 

Zu 4. bis 5. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 6.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt, jedoch sollte der 
vorgeschlagene Text „Die Ruhepausen müssen in 
angemessener zeitlicher Lage gewährt werden." 

 nicht als Absatz 2, sondern als Satz 3 angefügt wer-
den. Durch die Anfügung des Satzes 3 in § 2 ist als 
Folgeänderung in § 17 Abs. 1 Nr. 2 das Zitat „§ 2" 
durch das Zitat „§ 2 Satz 1 oder 2" zu ersetzen. 

Zu 7.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen, da er der Konzeption des Gesetzentwurfs 
widerspricht, die ersten Vorschriften auf Grundnor-
men ohne Ausnahmen zu beschränken. Die vorge-
schlagene Regelung ist auch nicht erforderlich. 
Nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 kann die Ruhezeit auf 10 Stun-
den verkürzt werden, nach dem vom Bundesrat vor-
geschlagenen § 4 Abs. 1 Nr. 5 a im Verkehrswesen 
sogar darüber hinaus. 

Zu 8.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen. Sie ist der Auffassung, daß die in § 4 
Abs. 1 Nr. 1 bis 7 vorgesehenen Abweichungen auch 
dann in einer Betriebsvereinbarung zugelassen 

werden sollten, wenn der Tarifvertrag Arbeitszeit-
fragen nicht regelt. Die Tarifvertragsparteien ha-
ben durch die ausdrückliche Regelung von Arbeits-
zeitfragen die Möglichkeit, Betriebsvereinbarungen 
auszuschließen bzw. die Gestaltungsmöglichkeiten 
der Betriebspartner einzuschränken. 

Zu 9.  

Die Bundesregierung wird diese Frage prüfen. 

Zu 10.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen, da er der Konzeption des Gesetzentwurfs 
widerspricht, den Tarifvertragsparteien und unter 
bestimmten Voraussetzungen auch den Betriebs-
partnern im Interesse eines praxisnahen, sachge-
rechten und effektiven Arbeitszeitschutzes mehr 
Befugnisse und mehr Verantwortung als bisher zu 
übertragen. Sie sollen daher auch wegen ihrer grö-
ßeren Sachnähe einen anderen, durch den Gesetz-
geber nicht begrenzten Ausgleichszeitraum frei ver-
einbaren können. Ihr verantwortungsbewußtes 
Handeln bietet Gewähr für die sachgerechte Festle-
gung des Ausgleichszeitraums. 

Zu 11.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 12.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen (vgl. die Ausführungen zu 10.). 

Zu 13.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

In § 4 Abs. 1 Nr. 3 sollten jedoch die Worte „im Per-
sonennahverkehr sowie" bestehen bleiben, da in 
dem vom Bundesrat vorgeschlagenen § 4 Abs. 1 
Nr. 5 a die notwendige Kürzungsmöglichkeit für 
Ruhepausen nicht enthalten ist. 

Zu 14.  

Die Bundesregierung wird diese Fragen prüfen. 

Zu 15.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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Zu 16.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen, da er dem Prinzip des Gesetzentwurfs wi-
derspricht, Abweichungen von den Grundnormen 
der §§ 1 bis 3 für den Regelfall grundsätzlich nur 
durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung zu-
zulassen. Für besondere Fälle in Krankenhäusern 
reichen die Ausnahmen in § 13 Abs. 1 und 2 Nr. 2 
zur Sicherstellung der notwendigen Behandlung 
und Pflege von Patienten aus. 

Zu 17.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen, da unterschiedliche Abweichungen von 
den Grundnormen der §§ 1 bis 3 auch in den Berei-
chen in Betracht kommen können, in denen Rege-
lungen durch Tarifvertrag üblicherweise nicht ge-
troffen werden. Die Aufsichtsbehörde ist in diesen 
Fällen auch die hierfür geeignete Stelle, da sie re-
gionalen Besonderheiten am besten Rechnung tra-
gen kann. Sollte eine einheitliche Regelung für das 
ganze Bundesgebiet notwendig werden, kommt — 
insoweit kann dem Bundesrat zugestimmt werden 
— eine Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 5 in Be-
tracht. 

Zu 18.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen. 

Der Gesetzentwurf begrenzt aus Gründen des Ge-
sundheitsschutzes die Dauer der höchstzulässigen 
täglichen Arbeitszeit auf grundsätzlich 8 bzw. 10 
Stunden. Dies entspricht den bisherigen arbeitswis-
senschaftlichen und arbeitsmedizinischen Erkennt-
nissen und Erfahrungen zum Schutz der Gesund-
heit der Arbeitnehmer im Regelfall. Eine solche Be-
grenzung der höchstzulässigen werktäglichen Ar-
beitszeit ist zum Schutz der Gesundheit der Arbeit-
nehmer auch dann notwendig, wenn Arbeitnehmer 
nicht an allen Tagen der Woche beschäftigt werden. 
Die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit ist aus Ge-
sundheitsschutzgesichtspunkten kein ausreichen-
des Abgrenzungskriterium. Den Besonderheiten 
des Gaststättengewerbes können die Tarifvertrags-
parteien und unter bestimmten Voraussetzungen 
auch die Betriebspartner durch abweichende Rege-
lungen nach § 4 Abs. 1 ausreichend Rechnung tra-
gen. Für darüber hinausgehende saisonale Erfor-
dernisse im Gaststättengewerbe reicht die Ausnah-
memöglichkeit nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 aus. 

Zu 19.  

Die Bundesregierung hat diese Frage bereits ge-
prüft. Sie ist der Ansicht, daß ein Hinweis zum 
Begriff „Landwirtschaft" in der Begründung zum 
Gesetzentwurf — wie im Jugendarbeitsschutzge-
setz — ausreicht. 

Zu 20.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen. 

Sie hält die von ihr vorgeschlagene Einschränkung 
der Sonn- und Feiertagsarbeit im Interesse des Ge-
bots der Sonn- und Feiertagsruhe für geboten. Dem 
Bedenken des Bundesrates wegen der Rechtsklar-
heit kann mit folgender Formulierung Rechnung 
getragen werden: ,,, sofern die Arbeiten nicht an 
Werktagen vorgenommen werden können,". 

Zu 21.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

In § 7 Abs. 2 Nr. 8 sollte durch Anfügen der Worte 
„und beim Fremdenverkehr," klargestellt werden, 
daß sich diese Ausnahme auch auf diesen Bereich 
erstreckt. 

In § 7 Abs. 2 Nr. 9 sollten entsprechend dem heuti-
gen Stand der Technik im graphischen Gewerbe die 
Worte „bei der Herstellung von Klischees und Ma-
tern" durch die Worte „bei der Herstellung von Satz, 
Klischees, Matern, Filmen und Druckplatten für ak-
tuelle Nachrichten und Bilder" ersetzt werden. 

Zu 22.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen (vgl. die Ausführungen zu 18.). 

Zu 23. und 24. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 25.  

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß zu-
nächst die Bewährung des Katalogs des § 7 Abs. 2 in 
der Praxis abgewartet werden sollte. Die Befürch-
tung des Bundesrates, zahlreiche Wirtschaftszweige 
würden Sonntagsarbeit auf Grund des Katalogs 
erstmals in Anspruch nehmen, teilt die Bundesre-
gierung nicht. Zweifel in Einzelfällen kann die Auf-
sichtsbehörde nach § 9 Abs. 3 Nr. 1 klären. 

Zu 26.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen, da er eine erhebliche Ausweitung der 
Sonn- und Feiertagsarbeit durch den Erlaß einer 
Rechtsverordnung ermöglichen würde. Lebens-
wichtigen Interessen der deutschen Industrie kann 
mit der Ermächtigung in § 9 Abs. 1 Nr. 2 Buchsta-
be c ausreichend Rechnung getragen werden. 

Zu 27.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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Zu 28.  

Die Bundesregierung wird die Frage einer Sonder-
regelung für mehrschichtige Betriebe im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. Zur Vermeidung 
von Mißverständnissen sollte in § 10 Abs. 1 Satz 1 
hinter den Worten „Zeitraum von" das Wort „minde-
stens" eingefügt werden. 

Zu 29. bis 30. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 31.  

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag inso-
weit zu, als nach Ablauf von 2 Jahren nach Auf-
nahme der Beschäftigung eine erneute arbeitsmedi-
zinische Untersuchung der Arbeitnehmerin erfol-
gen sollte. Andererseits hält sie diese Untersuchung 
für ausreichend, weil eventuelle nachteilige Auswir-
kungen der Beschäftigung auf die Gesundheit der 
Arbeitnehmerin spätestens zu diesem Zeitpunkt in 
Erscheinung treten. 

§ 11 Abs. 2 Satz 3 in der vom Bundesrat vorgeschla-
genen Fassung sollte daher wie folgt gefaßt wer-
den: 

„Nach Ablauf von zwei Jahren nach Aufnahme der 
Beschäftigung ist die Arbeitnehmerin nach Satz 1 
auf Kosten des Arbeitgebers erneut zu untersu-
chen." 

§ 11 Abs. 2 Sätze 4 und 5 können in der vom Bundes-
rat vorgeschlagenen Fassung unverändert bestehen 
bleiben. 

Zu 32.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen, da hierdurch mehr Ausnahmen zugelas-
sen würden, als dies notwendig und vertretbar ist. 
Dem Anliegen des Bundesrates, gelegentliche prak-
tische Berufsausbildungen während einer Ausbil-
dung auch in anderen als den in § 11 Abs. 1 und 2 
genannten Berufen zu ermöglichen, kann ausrei-
chend durch folgende Neufassung des Absatzes 3 
Nr. 2 Rechnung getragen werden: 

„2. während eines Studiums oder einer anderen 
Ausbildung eine vorgeschriebene Zeit berufs-
praktischer Tätigkeit durchzuführen hat,". 

Zu 33.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 34.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen. Eine starre Obergrenze von 10 Stunden 
für Montagestellen wird den Bedürfnissen der Pra-

xis nicht gerecht. Die Aufsichtsbehörde sollte daher 
die Möglichkeit haben, für Montagestellen eine von 
§§ 1 und 7 Abs. 3 Satz 2 abweichende längere tägli-
che Arbeitszeit zu bewilligen. Gesundheitlichen Be-
denken im Einzelfall kann sie bei der Genehmigung 
Rechnung tragen. 

Zu 35.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

In § 14 Abs. 1 Nr. 4 sollte hinter dem Wort „Schicht-
wechsels" das Wort „zweimal" eingefügt werden. 
Die Angabe des Bezugszeitraums „innerhalb eines 
Zeitraums von drei Wochen" ist erst sinnvoll, wenn 
damit korrespondierend eine Angabe der Häufig-
keit erfolgt. Sie wird entsprechend der derzeitigen 
Praxis auf zweimal innerhalb des Bezugszeitraums 
begrenzt. 

Zu 36.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Ver-
pflichtung zum Aushang „der für den Betrieb gel-
tenden Rechtsverordnungen" lediglich die Ver-
pflichtung zum Aushang der einschlägigen Vor-
schriften beinhaltet. 

Zu 37.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen. Derart weitgehende Verpflichtungen des 
Arbeitgebers hätten einen nicht zu rechtfertigen-
den Verwaltungsaufwand zur Folge und würden 
den Bemühungen zur Entbürokratisierung zuwider-
laufen. 

Zu 38.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Statt einer Verweisung auf § 139 b Abs. 1 Satz 3 Ge-
werbeordnung sollte jedoch in § 16 Abs. 4 folgender 
Satz 3 angefügt werden: „Die mit der Überwachung 
beauftragten Personen sind verpflichtet, ein frem-
des Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 
Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihnen als 
Amtsträger anvertraut oder sonst bekanntgewor-
den ist, nicht zu offenbaren." 

Diese Vorschrift entspricht inhaltlich der Geheim-
haltungsvorschrift in § 139 b Abs. 1 Satz 3 Gewerbe-
ordnung. 

Zu 39.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

In § 16 Abs. 5 Satz 1 sollten im Zweiten Halbsatz 
nach den Worten „dürfen sie" nicht die Worte „ohne 
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Einverständnis des Wohnungsinhabers", sondern 
die Worte „ohne Einverständnis des Inhabers" ein-
gefügt werden, da im Zweiten Halbsatz auch das 
Betreten von Arbeitsstätten geregelt ist, die sich 
nicht in einer Wohnung befinden, soweit es außer-
halb der Betriebs- und Arbeitszeit erfolgt. 

Zu 40. bis 41. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 42. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Die Bundesregierung hält es für geboten, die vom 
Bundesrat in Nummer 31 der Stellungnahme vorge-
schlagene Ergänzung des § 11 Abs. 2 mit Bußgeld zu 
bewehren. Die freigewordene Nummer 8 in § 17 
Abs. 1 sollte deshalb wie folgt gefaßt werden: 

„8. entgegen § 11 Abs. 2 Satz 4 eine Arbeitneh-
merin ohne ärztliche Bescheinigung über die 
arbeitsmedizinische Untersuchung weiterbe-
schäftigt,". 

Folgeänderungen 

a) In § 17 Abs. 2 wird die erste Verweisung auf „Ab-
satzes 1 Nr. 1 bis 7 sowie 9 und 11" durch die auf 
„Absatzes 1 Nr. 1 bis 9 und 11" und die zweite 
Verweisung auf „Absatzes 1 Nr. 8 und 10" durch 
die auf „Absatzes 1 Nr. 10" ersetzt. 

b) In § 17 Abs. 3 wird die Verweisung auf „Absatz 1 
Nr. 1 bis 7, 9 oder 11" durch die auf „Absatz i 
Nr. 1 bis 9 oder 11" ersetzt. 

Zu 43. bis 45. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 46. 

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen. An einem besonderen Übertragungsakt 
durch die zuständige Dienstbehörde soll festgehal-
ten werden. Die „automatische" Erstreckung der 
Arbeitszeitvorschriften der Beamten auch auf Ar-
beitnehmer würde es nicht zulassen, in bestimmten 
Bereichen von einer Übertragung abzusehen. 

Zu 47.  

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu-
stimmen. 

§ 92 Abs. 1 des Seemannsgesetzes enthält eine allge-
meingültige Regelung. Wenn geschlechtsspezifi-
schen Gefährdungen durch Beschäftigungsverbote 
begegnet werden muß, sollen diese künftig im ein-
zelnen durch Verordnungen nach § 143 Abs. 1 Nr. 8 
oder durch behördliche Anordnungen begründet 
werden. 

Zu 48.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 49.  

Die Bundesregierung wird die Frage abweichender 
Regelungen durch Arbeitsvertrag prüfen und im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens ei-
nen Vorschlag unterbreiten, der nicht nur den Be-
sonderheiten auf Kutter- und Küstenfischereifahr-
zeugen, sondern auf allen Fischereifahrzeugen mit 
einem bestimmten Bruttoraumgehalt und einer be-
stimmten Maschinenleistung ausreichend Rech-
nung trägt. 

Zu 50.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 51.  

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun-
desrates, daß die nach § 22 Abs. 1 fortgeltenden 
Rechtsverordnungen die Anwendung der §§ 7 und 8 
in der Eisen- und Stahlindustrie sowie in der Pa-
pierindustrie nicht ausschließen. Einer ausdrückli-
chen Regelung im Gesetz bedarf es nach Auffas-
sung der Bundesregierung nicht. 

Zu 52.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Aus Gründen der Rechtsklarheit sollte der in § 23 
nach Satz 1 neu einzufügende Satz 2 wie folgt ge-
faßt werden: 

„Tarifverträgen nach Satz 1 stehen durch Tarifver-
trag zugelassene Betriebsvereinbarungen gleich." 

 


